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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 564/80 DES RATES
vom 3. März 1980

über die Grundregeln für die Destillation von Tafelweinen, für welche der Liefer­
vertrag vor dem 15 . April 1980 genehmigt sein muß

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 337/79 des
Rates vom 5. Februar 1979 über die gemeinsame
Marktorganisation für Wein (*), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 459/80 (2), insbesondere
auf Artikel 15 Absatz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79
kann die Destillation von Tafelwein beschlossen wer­
den, falls die Gefahr besteht, daß eine Festigung der
Preise durch die in dieser Verordnung vorgesehenen
Marktstützungsmaßnahmen allein nicht erreicht wer­
den kann .

Diese Gefahr besteht zur Zeit, da die verfügbaren Men­
gen infolge der reichen Ernte des laufenden Wirt­
schaftsjahres und der umfangreichen Bestände aus
dem vorangegangenen Wirtschaftsjahr bei weitem den
normalen Bedarf des laufenden Wirtschaftsjahres über­
schreiten . Im übrigen sind bereits alle Stützungsmaß­
nahmen getroffen worden , ohne jedoch bisher zu
einer merklichen Festigung der Preise geführt zu ha­
ben .

Es ist erforderlich, die Bedingungen für die Durchfüh­
rung der Destillationsmaßnahmen festzulegen . Insbe­
sondere darf der Preis der zur Destillation vorgesehe­
nen Weine keinen Anreiz zur Erzeugung hauptsäch­
lich zur Destillation bestimmter Weine bieten ; an­
dererseits muß er hinreichend attraktiv sein , damit die
Maßnahme wirksam ist .

Es ist angezeigt zu verhindern , daß sich die Vermark­
tung des im Rahmen dieser Verordnung gewonnenen

Alkohols ungünstig auf den Markt dieses Erzeugnisses
auswirkt.

Die Tafelweinmenge, die von jedem einzelnen Erzeu­
ger destilliert werden darf, und die Dauer der Destilla­
tionsmaßnahmen müssen begrenzt werden , um die
Gesamtkosten der Maßnahme einzuschränken .

Um eine entsprechende Kontrolle der Destillations­
maßnahmen sicherzustellen , empfiehlt es sich , die
Brennereien einem Zulassungssystem zu unterstellen .

Die Marktlage für weißen Tafelwein ist zur Zeit weni­
ger günstig als für roten und Rosetafelwein , so daß es
zweckmäßig ist, die Destillation von Weißwein da­
durch zu fördern , daß die Möglichkeit geschaffen
wird, Rotwein und Rosewein durch Weißwein zu erset­
zen .

Es muß vorgesehen werden, daß die Erzeuger mit den
Brennereien Lieferverträge abschließen, die der Geneh­
migung der Interventionsstelle unterliegen , damit der
Destillationsablauf und die Einhaltung der den beiden
Parteien obliegenden Verpflichtungen kontrolliert wer­
den können. Dieses System bietet außerdem die Mög­
lichkeit, die quantitativen Auswirkungen der Destilla­
tion auf den Markt besser zu verfolgen .

Eine Anpaßung des Vertragssystems ist jedoch erfor­
derlich, um dem Umstand Rechnung zu tragen, daß
es einerseits Erzeuger gibt, die eine Destillationsmaß­
nahme in Lohnarbeit vornehmen wollen , und anderer­
seits Erzeuger, die selber über Brennereianlagen verfü­
gen . Im Falle der zuletzt genannten Erzeuger macht
das Fehlen einer vertraglichen Verpflichtung eine amt­
liche Analyse bestimmter Merkmale des zu destillie­
renden Weins erforderlich .

Der Preis der zur Destillation bestimmten Weine ge­
stattet es nicht, die auf diese Weise gewonnenen Er­
zeugnisse unter normalen Bedingungen zu vermark­
ten . Es ist daher notwendig, eine Beihilfe zu zahlen
und deren Betrag unter Berücksichtigung der norma­
len Kosten so festzusetzen, daß die gewonnenen Er­
zeugnisse vermarktet werden können .

(!) ABl . Nr. L 54 vom 5 . 3 . 1979, S. 1 .
(J ) ABl . Nr. L 57 vom 29 . 2 . 1980, S. 32 .
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Artikel 2

( 1 ) Die Lieferverträge sind nur gültig, wenn sie von
der Interventionsstelle desjenigen Mitgliedstaats, in
dem sich der Wein zum Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses befindet, vor dem 15. April 1980 genehmigt
werden . Diese Verträge umfassen :

a) den Kauf der im Vertrag angegebenen Tafelwein­
menge durch die Brennerei,

b) für die Brennerei die Verpflichtung, den Wein zu
einem Erzeugnis mit einem Alkoholgehalt von
86 % vol oder mehr oder zu einem Erzeugnis mit
einem Alkoholgehalt von 85 % vol oder weniger
zu verarbeiten und für den Wein mindestens den
in Artikel 4 genannten Preis zu zahlen .

(2) Findet die Destillation in einem anderen als
dem Mitgliedstaat statt, in welchem der Vertrag geneh­
migt wurde, so übermittelt die Interventionsstelle, die
den Vertrag genehmigt hat, hiervon der Interventions­
stelle des ersten Mitgliedstaats eine Kopie .

Es empfiehlt sich vorzusehen, daß der dem Erzeuger
zugesicherte Mindestpreis diesem normalerweise so
zeitig gezahlt wird, daß ihm daraus ein Gewinn ent­
steht, der mit demjenigen vergleichbar ist, den er im
Fall eines Handelsverkaufs erzielen würde.

Für Erzeuger, die einen Liefervertrag unterschrieben
haben, muß die Möglichkeit vorgesehen werden, die­
sen Vertrag zu kündigen, falls die Marktlage eine bes­
sere Verwertung des Weins für die Erzeuger zulassen
sollte .

Aufgrund der bisherigen Erfahrung muß für die in
den Lieferverträgen vorgesehene Weinmenge eine be­
stimmte Toleranz eingeräumt werden . Im übrigen
empfiehlt es sich, in unvorhergesehenen Fällen oder
in Fällen höherer Gewalt die Möglichkeit vorzusehen ,
die Beihilfe für die tatsächlich destillierte Weinmenge
zu zahlen .

In jedem von dieser Maßnahme berührten Mitglied­
staat muß eine Stelle mit der Durchführung der betref­
fenden Bestimmungen beauftragt werden .
Der Zusatz eines Indikators zu dem zur Destillation
bestimmten Wein stellt ein wirksames Kontrollmittel
dar. Es ist darauf hinzuweisen, daß das Vorhandensein
eines solchen Indikators das Inverkehrbringen dieser
Weine oder der daraus gewonnenen Erzeugnisse nicht
verhindern darf —

Artikel 3

( 1 ) Erzeuger, die

— selbst über Brennereianlagen verfügen und beab­
sichtigen, eine Destillation gemäß Artikel 1 vorzu­
nehmen, oder

— die Absicht haben, eine Destillation in Lohnarbeit
in den Brennereianlagen einer zugelassenen Bren­
nerei vorzunehmen,

teilen dies der Interventionsstelle des Mitgliedstaats, in
dessen Hoheitsgebiet sich ihre Kellerei befindet,
durch eine Erklärung über die Lieferung zur Destilla­
tion, im folgenden „Erklärung" genannt mit. Wenn
sich die Brennereianlagen in einem anderen Mitglied­
staat befinden, teilen sie dies außerdem der Interven­
tionsstelle dieses zweiten Mitgliedstaats durch eine
Abschrift der Erklärung mit.

(2) Im Sinne dieser Verordnung wird der in Artikel
1 Absatz 1 genannte Vertrag wie folgt ersetzt :

— in dem in Absatz 1 erster Gedankenstrich genann­
ten Fall durch die Erklärung ;

— in dem in Absatz 1 zweiter Gedankenstrich ge­
nannten Fall durch die Erklärung, der ein zwi­
schen dem Erzeuger und der Brennerei geschlosse­
ner Liefervertrag für die Destillation in Lohnarbeit
beigefügt wird .

(3) Die in Absatz 2 genannten Erklärungen umfas­
sen für die Brennerei die Verpflichtung, den Wein zu
einem Erzeugnis mit einem Alkoholgehalt von 86 %
vol oder mehr oder zu einem Erzeugnis mit einem
Alkoholgehalt von 85 % vol oder weniger zu verarbei­
ten .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Erzeuger, die einen Teil ihrer Tafelweinernte
nach Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 337/79 zu
destillieren wünschen, schließen Verträge für die Liefe­
rung von Tafelwein mit einer zugelassenen Brennerei
und unterbreiten sie der Interventionsstelle vor dem 1 .
April 1980 .

(2) Im Rahmen dieser Verordnung darf die von
einem Erzeuger destillierte Tafelweinmenge nicht we­
niger als 10 hl betragen und folgende Prozentsätze der
in der Ernteerklärung dieses Erzeugers für das Wirt­
schaftsjahr 1979/80 angegebenen Tafelweinmenge —
ausgedrückt in Wein, Most oder Trauben — nicht
überschreiten :

a) bei rotem oder Rosetafelwein :
— 20 % für die ersten 150 gemeldeten Hektoliter,
— 1 0 % für den Rest der gemeldeten Erzeugung ;

b) bei weißem Tafelwein :
— 20 % für die ersten 150 gemeldeten Hektoliter,
— 10 % für den Rest der gemeldeten Erzeugung.

Die Menge an rotem oder Rosetafelwein, die destilliert
werden darf, kann jedoch ganz oder teilweise durch
eine entsprechende Menge weißen Tafelwein ersetzt
werden .
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halt von 85 % vol oder weniger verarbeitet worden
ist.

(4) In dem in Absatz 1 erster Gedankenstrich ge­
nannten Fall wird eine Probe des zur Destillation be­
stimmten Weins von einem Vertreter einer amtlichen
Stelle zur durch ein amtliches Laboratorium vorzuneh­
menden analytischen Bestimmung des vorhandenen
Alkoholgehalts (in % vol), der Gesamtsäure, der flüch­
tigen Säure und des Schwefeldioxids entnommen .

Das Ergebnis dieser Analyse wird der Interventions­
stelle mit dem Bestätigungsvermerk einer amtlichen
Stelle vom Erzeuger übermittelt.

(5) Ein Vertreter einer amtlichen Stelle prüft die
destillierte Weinmenge und den Zeitpunkt der Destil­
lation .

(6) Die Erzeuger, die eine Erklärung abgegeben ha­
ben, sind verpflichtet, den Wein, für den diese abgege­
ben wurde, zu destillieren oder destillieren zu lassen .

Artikel 6

( 1 ) Bei Eingang der gesamten im Vertrag angegebe­
nen Weinmenge in der Brennerei zahlt diese dem Er­
zeuger mindestens den Unterschied zwischen dem
Mindestankaufspreis gemäß Artikel 4 und der Beihilfe
gemäß Artikel 5.

(2) Innerhalb von zwei Wochen nach Mitteilung
des Eingangs der im Vertrag genannten Gesamtwein­
menge in der Brennerei zahlt die Interventionsstelle
dem Erzeuger einen Betrag in Höhe von 45 % des
Mindestankaufspreises nach Artikel 4, der auf die Bei­
hilfe nach Artikel 5 angerechnet wird .

(3) Ist der Nachweis erbracht worden, daß die ge­
samte im Vertrag genannte Weinmenge destilliert wor­
den ist, so zahlt die Interventionsstelle dem Erzeuger
den Unterschied zwischen der Beihilfe nach Artikel 5
und dem Betrag nach Absatz 2.

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß der
in Absatz 2 genannte Betrag
— den Erzeugern von der Interventionsstelle inner­
halb von zwei Wochen nach Genehmigung des
Vertrages gezahlt wird,

— von der Brennerei gezahlt wird ; in diesem Fall er­
stattet die Interventionsstelle diesen Betrag der
Brennerei, wenn der in Absatz 3 vorgesehene
Nachweis erbracht wird.

(5) Findet die Destillation in einem anderen Mit­
gliedstaat statt als dem, in dem sich der Erzeuger be­
findet, so wird der in Artikel 4 vorgesehene Mindestan­
kaufspreis von der Brennerei gezahlt.

(6) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 kann die
Zahlung des Mindestankaufspreises durch die Inter­
ventionsstelle oder die Brennerei nach Destillation
der gesamten im Vertrag aufgeführten Weinmenge in
einem einzigen Betrag geleistet werden .

Artikel 7

Die Destillation darf weder vor dem 1 . April 1980
noch nach dem 31 . Mai 1980 stattfinden . Es kann je­
doch beschlossen werden , den in Artikel 1 Absatz 1
genannten Termin zu ändern, vor allem dann, wenn
die repräsentativen Preise aller Tafelweinarten mit Aus­
nahme der Arten A II, A III und R III während
zweier aufeinanderfolgender Wochen über dem ent­
sprechenden Auslösungspreis liegen sollten .

Artikel 8

Beträgt der repräsentative Preis für Tafelwein der Art
A I bei einer Reihe von Notierungen, die 50 % der
notierten Mengen überschreiten , mehr als 90 % des
Auslösungspreises, so kann beschlossen werden, daß
die Lieferverträge auf Antrag des Erzeugers ganz oder
teilweise gekündigt werden .

Artikel 4

( 1 ) Der Mindestankaufspreis für zur Destillation be­
stimmte Tafelweine wird festgesetzt auf :
— 2,16 ECU je % vol und Hektoliter für alle roten
Tafelweine und Rosetafelweine ;

— 1,90 ECU je % vol und Hektoliter für alle weißen
Tafelweine.

Diese Weine müssen einen vorhandenen Alkoholge­
halt (in % vol) von mehr als 9,5 % aufweisen .

(2) Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für un­
verpackte Ware ab Erzeugerbetrieb .

Artikel 5

( 1 ) Für den destillierten Wein wird von der Inter­
ventionsstelle des Mitgliedstaats, in dem die Destilla­
tion stattgefunden hat, eine Beihilfe gezahlt.
(2) Der Betrag der Beihilfe wird für die in Artikel 4
Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Weine fest­
gesetzt auf
— 1,31 ECU je % vol und Hektoliter, wenn der
Wein zu einem Erzeugnis mit einem Alkoholge­
halt von 86 % vol oder mehr verarbeitet worden
ist ;

— 1,22 ECU je % vol und Hektoliter, wenn der
Wein zu einem Erzeugnis mit einem Alkoholge­
halt von 85 % vol oder weniger verarbeitet worden
ist.

Der Betrag der Beihilfe wird für die in Artikel 4 Ab­
satz 1 zweiter Gedankenstrich genannten Weine fest­
gesetzt auf
— 1,05 ECU je % vol und Hektoliter, wenn der
Wein zu einem Erzeugnis mit einem Alkoholge­
halt von 86 % vol oder mehr verarbeitet worden
ist ;

— 0,96 ECU je % vol und Hektoliter, wenn der
Wein zu einem Erzeugnis mit einem Alkoholge­
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gleichgestellt. Diese Destillation muß von einer zuge­
lassenen Brennerei durchgeführt werden .

Unter im Rahmen der Durchführungsbestimmungen
festzulegenden Bedingungen kann denjenigen Brenne­
reien , die den ihnen aufgrund dieser Verordnung
obliegenden Verpflichtungen nicht nachkommen, von
den in Absatz 1 genannten Behörden die Zulassung
wieder entzogen werden .

Artikel 12

( 1 ) Die Mitgliedstaaten bezeichnen eine mit der
Durchführung dieser Verordnung beauftragte Interven­
tionsstelle.

(2) Zuständig ist unbeschadet des Artikels 2 Absatz
1 jeweils die Interventionsstelle, in deren Hoheitsge­
biet die Destillation stattgefunden hat.

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnah­
men, um die Durchführung dieser Verordnung zu ge­
währleisten, und insbesondere die Kontrollmaßnah­
men, die verhindern, daß der zur Destillation be­
stimmte Tafelwein zweckentfremdet wird. Zu diesem
Zweck können die Mitgliedstaaten die Verwendung
eines Indikators vorsehen .

Die Mitgliedstaaten können sich nicht mit dem Hin­
weis auf das Vorhandensein eines Indikators dem In­
verkehrbringen eines zur Destillation bestimmten Ta­
felweins oder der aus diesem Wein gewonnenen De­
stillate in ihrem Hoheitsgebiet widersetzen .

Artikel 14

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Die Auflösung dieser Verträge wird davon abhängig
gemacht, daß die von der Interventionsstelle gezahlten
Beträge zurückerstattet werden .

Artikel 9

Für die Weinmenge, die in den in Artikel 1 genann­
ten Lieferverträgen aufgeführt wird, ist eine Toleranz
von 10 % nach oben oder unten zulässig.
Die Interventionsstelle zahlt die in Artikel 5 vorgese­
hene Beihilfe über die im Rahmen der in Absatz 1
genannten Toleranz tatsächlich destillierte Wein­
menge.

Artikel 10

Kann in einem unvorhergesehenen Fall oder aus
Gründen höherer Gewalt der Wein, der Gegenstand
eines Vertrages nach Artikel 1 ist, in seiner Gesamt­
heit oder teilweise nicht destilliert werden, so unter­
richtet die Brennerei oder der Erzeuger unverzüglich :
— die Interventionsstelle des Mitgliedstaats, in des­

sem Hoheitsgebiet sich die Brennereianlagen be­
finden,
und,

— wenn sich die Kellerei des Erzeugers in einem an­
deren Mitgliedstaat befindet, die Interventions­
stelle dieses zweiten Mitgliedstaats .

In den in Absatz 1 genannten Fällen zahlt die Inter­
ventionsstelle die in Artikel 5 vorgesehene Beihilfe für
die tatsächlich destillierte Weinmenge.

Artikel 11

Im Sinne dieser Verordnung gilt als zugelassene Bren­
nerei die Brennerei, die in einer von den zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten zu erstellenden Liste auf­
geführt ist.

Derjenige, für dessen Rechnung die Destillation er­
folgt, wird einer Brennerei im Sinne des Absatzes 1

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 3 . März 1980 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

G. MARCORA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 565/80 DES RATES
vom 4. März 1980

über die Vorauszahlung von Ausfuhrerstattungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide ( ! ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1547/79 (2), insbe­
sondere auf Artikel 16 Absatz 5 und die entsprechen­
den Bestimmungen in den anderen Verordnungen
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa­
tion für landwirtschaftliche Erzeugnisse,
auf Vorschlag der Kommission,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Verordnung (EWG) Nr. 441 /69 des Rates vom 4.
März 1969 zur Festlegung ergänzender Grundregeln
für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen für die
einer einheitlichen Preisregelung unterliegenden Er­
zeugnisse, die unbearbeitet oder in Form bestimmter,
nicht unter Anhang II des Vertrages fallender Waren
ausgeführt werden (3), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 269/78 (4 ), ist wiederholt geändert
worden . Die Erfahrung hat gezeigt, daß weitere Ände­
rungen angebracht sind . Aus Gründen der Klarheit
empfiehlt sich daher eine Neufassung dieser Regeln .
Nach den Verordnungen zur Festlegung der Grundre­
geln für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen und
der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags
für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse ist für
die Zahlung der Ausfuhrerstattung der Nachweis erfor­
derlich , daß diese Erzeugnisse aus der Gemeinschaft
ausgeführt worden sind.
Es sollte ein der Ausfuhrerstattung entsprechender Be­
trag gezahlt werden , sobald die Grunderzeugnisse der
Gemeinschaft, aus denen die Verarbeitungserzeugnisse
oder die zur Ausfuhr bestimmten Waren hergestellt
werden , einer Zollkontrolle unterworfen sind ; dabei
wird von dem Grundsatz ausgegangen , ein Gleichge­
wicht zu erreichen zwischen der Verwendung von
Grunderzeugnissen der Gemeinschaft im Hinblick auf
die nach dritten Ländern gerichtete Ausfuhr von Verar­
beitungserzeugnissen oder von Waren , die in Anhang
B und C der Verordnung (EWG) Nr. 2682/72 (5), zu­
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
707/78 (6), aufgeführt sind, und der Verwendung von
Grunderzeugnissen dritter Länder, die gemäß der
Richtlinie des Rates 69/73/EWG vom 4. März 1969

zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften über den aktiven Veredelungsverkehr (7), zu­
letzt geändert durch die Richtlinie 76/ 1 19/EWG (8),
zum aktiven Veredelungsverkehr zugelassen sind.

Aus dritten Ländern eingeführte Erzeugnisse , die
einer gemeinsamen Marktorganisation unterliegen ,
können unter bestimmten Voraussetzungen den Zoll­
lagerverfahren oder dem Freizonenverfahren unterwor­
fen werden, wobei die Erhebung der Eingangsabgaben
ausgesetzt wird . Es sollte die Möglichkeit vorgesehen
werden , einen der Ausfuhrerstattung entsprechenden
Betrag zu zahlen , sobald Erzeugnisse oder Waren der
Gemeinschaft, die ausgeführt werden sollen, einer der­
artigen Regelung unterworfen worden sind .

Die Zahlung eines der Ausfuhrerstattung entsprechen­
den Betrages berührt keineswegs den Anspruch auf
eine Ausfuhrerstattung. Durch Stellung einer Kaution
sollte gewährleistet werden, daß ein Betrag, der zumin­
dest gleich dem gezahlten Betrag ist, zurückerstattet
wird, falls später kein Anspruch auf die Ausfuhrerstat­
tung festgestellt wird oder die Erzeugnisse oder Wa­
ren, für die die Vergünstigungen gewährt worden sind,
nicht tatsächlich innerhalb der vorgeschriebenen Frist
aus der Gemeinschaft ausgeführt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Durch diese Verordnung werden Grundregeln für die
Zahlung eines Betrages vor der Ausfuhr festgelegt, der
den Ausfuhrerstattungen für die Erzugnisse, die unter
folgende Verordnungen fallen , entspricht :
— Verordnung Nr. 136/66/EWG (Fette)
— Verordnung (EWG) Nr. 804/68 (Milch und
Milcherzeugnisse)

— Verordnung (EWG) Nr. 805/68 (Rindfleisch)
— Verordnung (EWG) Nr. 727/70 (Rohtabak)
— Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 (Obst und Ge­

müse)
— Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 (Zucker)
— Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 (Getreide)
— Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 (Schweinefleisch)
— Verordnung (EWG) Nr. 2771 /75 (Eier)
— Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 (Geflügelfleisch)
— Verordnung (EWG) Nr. 100/76 (Fischereierzeug­

nisse)
— Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 (Reis)
— Verordnung (EWG) Nr. 516/77 (Verarbeitungser­

zeugnisse aus Obst und Gemüse)
— Verordnung (EWG) Nr. 337/79 (Wein).

(■) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr . L 188 vom 26 . 7 . 1979 , S. 1 .
( 3 ) ABl . Nr. L 59 vom 10. 3 . 1969 , S. 1 .
(«) ABl . Nr. L 40 vom 10 . 2 . 1978 , S. 7 .
(5 ) ABl . Nr . L 289 vom 27 . 12 . 1972, S. 13 . ( 7) ABl . Nr . L 58 vom 8 . 3 . 1969 , S. 1 .

(* ABl . Nr. L 24 vom 30 . 1 . 1976, S. 58 .(b ) ABl . Nr. L 94 vom 8 . 4 . 1978 , S. 7 .
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Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung sind
a) — Erzeugnisse : die in Artikel 1 genannten Erzeug­

msse,

(5) Der Erstattungssatz ist, außer bei Vorausfestset­
zung, der an dem Tage geltende Satz, an dem die
Grunderzeugnisse unter Zollkontrolle gestellt werden .

(6) Wird die Ausfuhrerstattung im voraus festge­
setzt, so ist für gegebenenfalls notwendige Anpassun­
gen der Tag maßgebend, an dem die Grunderzeug­
nisse unter Zollkontrolle gestellt werden .

(7) Ist sie Ausfuhrerstattung je nach Verwendung
oder Bestimmung unterschiedlich hoch, so ist der nie­
drigste Satz anzuwenden . Werden jedoch die Verwen­
dung oder Bestimmung angegeben, so wird der Satz
angewandt, der für die Verwendung oder Bestimmung
festgesetzt ist, denen die Verarbeitungserzeugnisse
oder die Waren zugeführt werden sollen .

Artikel 5

( 1 ) Auf Antrag wird ein der Ausfuhrerstattung ent­
sprechender Betrag gezahlt, sobald die Erzeugnisse
oder Waren im Hinblick auf ihre Ausfuhr innerhalb
einer bestimmten Frist einem Zollagerverfahren oder
Freizonenverfahren unterworfen worden sind.

(2) Die in diesem Artikel vorgesehene Regelung
gilt für Erzeugnisse und Waren, die in unverändertem
Zustand ausgeführt werden, wenn die Erzeugnisse
oder Waren ihrer Natur nach gelagert werden können.

Die Regelung gilt jedoch nicht in Ausnahmefällen,
wenn die Erzeugnisse oder Waren ohne Schwierigkei­
ten abgesetzt werden können.

(3) Ist die Aufuhrerstattung je nach Verwendung
oder Bestimmung unterschiedlich hoch, so ist der nie­
drigste Satz anzuwenden . Werden jedoch die Verwen­
dung oder Bestimmung angegeben, so wird der Satz
angewandt, der für die Verwendung oder Bestimmung
festgesetzt ist, denen die Erzeugnisse oder Waren zuge­
führt werden sollen .

— Grunderzeugnisse : die Erzeugnisse, die nach
ihrer Verarbeitung zu Verarbeitungserzeugnis­
sen oder Waren zur Ausfuhr bestimmt sind,

b) Verarbeitungserzeugnisse : die Erzeugnisse,
— die aus der Verarbeitung von Grunderzeugnis­

sen hervorgegangen sind und
— auf die eine Ausfuhrerstattung anwendbar ist,

c) Waren : die in Anhang B und C der Verordnung
(EWG) Nr. 2682/72 aufgeführten Waren .

Artikel 3

Unter diese Verordnung fallen Erzeugnisse, für die
eine Erstattung von 0 oder mehr festgesetzt worden
ist .

Artikel 4

( 1 ) Auf Antrag wird ein der Ausfuhrerstattung ent­
sprechender Betrag gezahlt, sobald die Grunderzeug­
nisse der Zollkontrolle unterworfen wurden und da­
mit sichergestellt ist, daß die Verarbeitungserzeugnisse
oder die Waren innerhalb einer bestimmten Frist aus­
geführt werden .

(2) Die in diesem Artikel vorgesehene Regelung
gilt für Verarbeitungserzeugnisse und Waren aus
Grunderzeugnissen , sofern der aktive Verdelungsver­
kehr für vergleichbare Erzeugnisse nicht untersagt ist .

Die Regelung gilt jedoch nicht in Ausnahmefällen , in
denen die Verarbeitungserzeugnisse oder Waren aus
Grunderzeugnissen hergestellt werden, bei denen
keine Absatzschwierigkeiten bestehen .

(3) Hinsichtlich der Kontrollverfahren sowie des
Ausbeutesatzes werden die Grunderzeugnisse dersel­
ben Regelung unterworfen , die auf gleichartige Erzeug­
nisse im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs
Anwendung findet.

(4) Die Ausfuhrerstattung gemäß Absatz 1 ist :
a) im Falle von Verarbeitungserzeugnissen die auf das
betreffende Verarbeitungserzeugnis anwendbare Er­
stattung ;

b) im Falle von Waren die Erstattung, die spezifisch
für diejenigen Grunderzeugnisse festgesetzt wurde :
— die zur Herstellung dieser Waren verwendet
worden sind

oder

— die nach Maßgabe der Gemeinschaftsvorschrif­
ten als zur Herstellung dieser Waren verwendet
gelten .

Artikel 6

Für die Anwendung der in dieser Verordnung vorgese­
henen Regelung ist die Stellung einer Kaution erfor­
derlich, durch die die Rückzahlung eines Betrages in
Höhe des gezahlten Betrags, zuzüglich eines Zusatzbe­
trags, sichergestellt wird .

Unbeschadet von Fällen höherer Gewalt verfällt diese
Kaution ganz oder teilweise,

— wenn die Rückzahlung bei innerhalb der Frist
nach Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 1
nicht erfolgter Ausfuhr nicht vorgenommen wor­
den ist oder

— wenn kein Erstattungsanspruch besteht oder An­
spruch auf eine niedrigere Erstattung bestand.
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dung findet, werden erforderlichenfalls in eine noch
aufzustellende Liste aufgenommen .

Artikel 9

Die Verordnung (EWG) Nr. 441 /69 wird mit Wirkung
vom 1 . April 1980 aufgehoben. Sie gilt jedoch weiter­
hin für die im Rahmen der genannten Verordnung
begonnenen Verfahren .

Artikel 10

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften in Kraft.
Sie gilt ab 1 . April 1980 für Grunderzeugnisse, Erzeug­
nisse und Waren, die von diesem Tag an der Kon­
trolle unterworfen werden .

Artikel 7

Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten können
die Anwendung der in dieser Verordnung vorgesehe­
nen Regelungen verweigern, wenn die Person des An­
tragstellers nicht die Gewähr dafür bietet, daß das
ganze Geschäft gemäß den geltenden Vorschriften ab­
gewickelt wird.

In jedem Mitgliedstaat wird diese Möglichkeit entspre­
chend den in diesem Staat geltenden Grunsätzen wahr­
genommen, die für die Nichtdiskriminierung zwi­
schen den Antragstellern und für die Freiheit von
Handel und Industrie maßgebend sind.

Artikel 8

Die Gunderzeugnisse, Erzeugnisse und Waren, auf
welche die Regelung dieser Verordnung keine Anwen­

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 4. März 1980 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

G. MARCORA
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 566/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide ( ! ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 547/79 (2), insbe­
sondere auf Artikel 13 Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung Nr. 129 des Rates über
den Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen
der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Um­
rechnungskurse (3), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2543/73 (4), insbesondere auf Arti­
kel 3 ,

gestützt auf die Stellungnahme des Währungsausschus­
ses,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Wei­
zen und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Wei­
zen zu erhebenden Abschöpfungen wurden mit der
Verordnung (EWG) Nr. 1658/79 (5) und den später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt.
Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu erlauben, ist bei der Berechnung der Ab­
schöpfungen zugrunde zu legen :
— für die Währungen, die untereinander zu jedem
Zeitpunkt innerhalb einer maximalen Abwei­

chung in Höhe von 2,25 v.H. gehalten werden, ein
Umrechnungssatz, der sich auf die tatsächliche Pa­
rität dieser Währungen stützt,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz,
der sich auf das arithmetische Mittel der Wechsel­
kurse in Höhe jeder dieser Währungen stützt und
für die Währungen der Gemeinschaft entspre­
chend vorstehendem Gedankenstrich festgestellt
wird.

Diese Wechselkurse sind die am 5. März 1980 festge­
stellten Kurse.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
1658/79 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die Kom­
mission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang
zu dieser Verordnung angegeben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b)
und c) der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannten
Erzeugnisse zu erhebenden Abschöpfungen werden
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 6 . März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

(») ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 188 vom 26 . 7 . 1979, S. 1 .
P) ABl . Nr. 106 vom 30 . 10 . 1962, S. 2553/62.
(<) ABl . Nr. L 263 vom 19. 9 . 1973, S. 1 .
(5 ) ABl . Nr. L 193 vom 1 . 8 . 1979, S. 5 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung der auf
Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung Abschöpfungen

10.01 A Weichweizen und Mengkorn 82,12
10.01 B Hartweizen 106,72 0) (5)
10.02 Roggen 75,07 (<>)
10.03 Gerste 72,67
10.04 Hafer 66,93
10.05 B Mais, anderer als Hybridmais zur

Aussaat 92,95 (2 ) (3 )
10.07 A Buchweizen 0
10.07 B Hirse aller Art, ausgenommen Sorg­

hum 39,80 (4)
10.07 C Sorghum 88,08 («)
10.07 D Anderes Getreide 0 0
11.01 A Mehl von Weizen und Mengkorn 129,64
11.01 B Mehl von Roggen 118,81
1 1 .02 A I a) Grobgrieß und Feingrieß

von Hartweizen 178,82
1 1 .02 A I b) Grobgrieß und Feingrieß

von Weichweizen 138,50

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemein­
schaft befördert wird, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert .

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 435/80 werden keine Abschöpfungen bei der Einfuhr
von Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifi­
schen Ozean oder in den überseeischen Ländern und Gebieten in die französischen überseei­
schen Departements erhoben .

(3) Für Mais mit Ursprung in den AKP oder den ULG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in
die Gemeinschaft um 1,81 ECU je Tonne verringert .

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP oder den ULG wird die Abschöpfung bei
der Einfuhr in die Gemeinschaft um 50 % verringert .

(5) Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je
Tonne verringert.

(') Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen , der vollständig in der Türkei erzeugt und unmit­
telbar aus diesem Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen
(EWG) Nr. 1180/77 des Rates und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission bestimmt.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 567/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhrabschöpfungen für
Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

chung in Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden,
ein Umrechnungssatz, der sich auf die tatsächliche
Parität dieser Währungen stützt,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz,
der sich auf das arithmetische Mittel der Wechsel­
kurse in Höhe jeder dieser Währungen stützt und
für die Währungen der Gemeinschaft entspre­
chend vorstehendem Gedankenstrich festgestellt
wird.

Diese Wechselkurse sind die am 5. März 1980 festge­
stellten Kurse.

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang dieser Verordnung angegeben abgeän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide ( J), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 547/79 (2 ), insbe­
sondere auf Artikel 1 5 Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung Nr. 129 des Rates über
den Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen
der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Um­
rechnungskurse (3), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2543/73 (4), insbesondere auf Arti­
kel 3,

gestützt auf die Stellungnahme des Währungsausschus­
ses,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide
und Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1659/79 (5) und die später zu ihrer
Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt wor­
den .

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu erlauben, ist bei der Berechnung der Ab­
schöpfungen zugrunde zu legen :
— für die Währungen, die untereinander zu jedem
Zeitpunkt innerhalb einer maximalen Abwei

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, die den nach Artikel 1 5 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten Abschöp­
fungen für Einfuhren von Getreide und Malz hinzuzu­
fügen sind, sind in den Anhängen festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 6 . März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
12 ) ABl . Nr. L 188 vom 26. 7 . 1979 , S. 1 .
0 ABl . Nr. 106 vom 30 . 10 . 1962, S. 2553/62.
(4) ABl . Nr. L 263 vom 19 . 9 . 1973, S. 1 .
5) ABl . Nr. L 193 vom 1 . 8 . 1979, S. 7.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung der
Prämien , die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz

hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl
(ECU/ Tonne)

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung
laufender
Monat
3

1 . Term .
4

2. Term.

5

3 . Term .

6

10.01 A Weichweizen und Mengkorn 0 0 0 0

10.01 B Hartweizen 0 12,22 12,22 12,24
10.02 Roggen 0 0 0 0

10.03 Gerste 0 2,04 2,04 2,04
10.04 Hafer 0 0 0 0

10.05 B Mais, anderer als Hybridmais zur Aussaat 0 0 0 0

1 0.07 A Buchweizen 0 0 0 0

10.07 B Hirse aller Art, ausgenommen Sorghum 0 0 0 0

10.07 C Sorghum 0 0 0 0

10.07 D Anderes Getreide 0 0 0 0

11.01 A Mehl von Weizen und Mengkorn 0 0 0 0

B. Malz

(ECU / Tonne)

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung
laufender
Monat
3

1 . Term .
4

2. Term .
5

3 . Term .

6

4 . Term .

7

1 1 .07 A I (a) Malz aus Weizen, ungeröstet, in Form von II ii
Mehl 0 0 0 0 0

1 1 .07 A I (b) Malz aus Weizen, ungeröstet, außer in Form\\ I
von Mehl 0 0 0 0 0

1 1 .07 A II (a) Malz, anderes als aus Weizen, ungeröstet, in lll ll
Form von Mehl 0 3,63 3,63 3,63 3,63

1 1 .07 A II (b) Malz, anderes als aus Weizen, ungeröstet, II||\\ II
außer in Form von Mehl 0 2,71 2,71 2,71 2,71

11.07 B Malz, geröstet 0 3,16 3,16 3,16 3,16
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 568/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl sowie
der Abschöpfungen bei der Einfuhr anderer Erzeugnisse des Olivenölsektors

für die Festsetzung der Abschöpfungen für Olivenöl
auf das Ausschreibungsverfahren zurückzugreifen .

In Artikel 3 der der Verordnung (EWG) Nr. 2751 /78
des Rates vom 23. November 1978 über die allgemei­
nen Durchführungsvorschriften für die Festsetzung
der Einfuhrabschöpfung bei Olivenöl durch Ausschrei­
bung (12) wird bestimmt, daß der Mindestabschöp­
fungsbetrag des jeweiligen Erzeugnisses aufgrund der
Prüfung des Weltmarktes bzw. des griechischen Mark­
tes und des Gemeinschaftsmarktes sowie der von den
Bietern genannten Abschöpfungsbeträge festzusetzen
ist.

Bei der Erhebung der Abschöpfung sind die Vorschrif­
ten zu berücksichtigen, die in dem Abkommen zwi­
schen der Gemeinschaft und bestimmten Drittländern
aufgeführt sind. Bei der Festsetzung der Abschöpfung
für diese Drittländer ist die für die Einfuhren aus den
anderen Drittländern zu erhebende Abschöpfung als
Berechnungsgrundlage zu benutzen .

Die Anwendung der vorgenannten Einzelheiten auf
die am 3. und am 4. März 1980 von den Bietern vorge­
legten Abschöpfungsbeträge führt dazu, die Mindestab­
schöpfungen gemäß Anhang I zu dieser Verordnung
festzusetzen .

Die bei der Einfuhr von Oliven der Tarifstellen 07.01
N II und 07.03 A II des Gemeinsamen Zolltarifs so­
wie von Erzeugnissen der Tarifstellen 15.17 B I und
23.04 A II des Gemeinsamen Zolltarifs zu erhebende
Abschöpfung muß ausgehend von der Mindestab­
schöpfung berechnet werden, die auf die in diesen Er­
zeugnissen enthaltene Ölmenge anwendbar ist. Die
Abschöpfung für Olivenöl darf jedoch nicht geringer
sein als ein Betrag, der 8 % des Wertes des eingeführ­
ten Erzeugnisses entspricht, wobei dieser Betrag pau­
schal festgesetzt wird. Die Anwendung dieser Bestim­
mungen führt dazu, die Abschöpfungen gemäß An­
hang II dieser Verordnung festzusetzen —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Ra­
tes vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette ( 5 ), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 590/79 (2),
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2749/78 des
Rates vom 23. November 1978 über den Handel mit
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen­
land ^), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1514/76 des
Rates vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Oli­
venöl aus Algerien (4), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2761 /78 (5), insbesondere auf Artikel 5,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1521 /76 des
Rates vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Oli­
venöl mit Ursprung in Marokko (6), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2761 /78 , insbeson­
dere auf Artikel 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1508/76 des
Rates vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Oli­
venöl aus Tunesien (7), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2761 /78 , insbesondere auf Artikel 5,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1180/77 des
Rates vom 17. Mai 1977 über die Einfuhr bestimmter
landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in der
Türkei in die Gemeinschaft (8), geändert durch die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2766/78 (9), insbesondere auf Arti­
kel 10 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1620/77 des
Rates vom 18 . Juli 1977 über die Einfuhren von Oli­
venöl aus dem Libanon (10),

in Erwägung nachstehender Gründe :
In ihrer Verordnung (EWG) Nr. 3131 /78 vom 28 . De­
zember 1978 (n) hat die Kommission beschlossen,

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :
(!) ABl . Nr. 172 vom 30. 9 . 1966, S. 3025/66.
(2) ABl . Nr. L 78 vom 30. 3 . 1979, S. 1 .
(3 ) ABl . Nr. L 331 vom 28 . 11 . 1978, S. 1 .
(<) ABl . Nr. L 169 vom 28 . 6. 1976, S. 24.
(5) ABl . Nr. L 332 vom 29. 11 . 1978 , S. 13 .
(«) ABl . Nr. L 169 vom 28 . 6 . 1976, S. 43 .
(7) ABl . Nr. L 169 vom 28 . 6 . 1976, S. 9 .
(8) ABl . Nr. L 142 vom 9 . 6 . 1977, S. 10 .
H ABl . Nr. L 332 vom 29 . 11 . 1978 , S. 26 .
( 10) ABl . Nr. L 181 vom 21 . 7. 1977, S. 4.
(") ABl . Nr. L 370 vom 30 . 12. 1978 , S. 60 .

Artikel 1

Die Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Oli­
venöl werden in Anhang I festgesetzt.

( 12) ABl . Nr. L 331 vom 28 . 11 . 1978, S. 6 .
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Artikel 3Artikel 2

Die auf die Einfuhr der anderen Erzeugnisse des Olive­
nölsektors anwendbaren Abschöpfungen werden in
Anhang II festgesetzt. Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 6. März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident
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ANHANG I

Mindestabschöpfung bei der Einfuhr von Olivenöl
(ECU/ 100 kg)

Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs Griechenland Drittländer

15.07 A I a) 8,00 (») 27,40 0)
15.07 A I b) 3,50(i) 20,25 (>)
15.07 A I c) 7,80 (») 31,90 ( i )
15.07 A II a) 4,50 34,20 (2)
15.07 A II b) 18,00 61,20 (3)

(') Für die Hinfuhr von vollständig in einem der nachstehend genannten Länder gewonnenem und unmittelbar aus diesen Ländern in
die Gemeinschaft verbrachtem öl dieser Tarifstelle wird die Abschöpfung vermindert um :
a) für Griechenland, den Libanon und Spanien : 0,60 ECU/ 100 kg ;
b) für die Türkei : 22,36 ECU/100 kg, sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt, daß er die von diesem Land festgesetzte
Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der tatsächlich eingeführten Abgabe nicht überschreiten darf ;

c) für Algerien, Marokko, Tunesien : 24,78 ECU/ 100 kg, sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt, daß er die von diesen
Ländern festgesetzte Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der tatsächlich eingeführten Abgabe nicht
überschreiten darf .

(2) Für die Einfuhr von öl dieser Tarifstelle :
a) vollständig in Algerien, Marokko und in Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesen Ländern in die Gemeinschaft verbracht,
wird die Abschöpfung um 3,86 ECU/ 100 kg vermindert ;

b) vollständig in der Türkei gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in die Gemeinschaft verbracht, wird die Abschöpfung um
3,09 ECU/ 100 kg vermindert .

(3) Für die Einfuhr von öl dieser Tarifstelle :
a) vollständig in Algerien, in Marokko und in Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesen Ländern in die Gemeinschaft ver­
bracht, wird die Abschöpfung um 7,25 ECU/ 100 kg vermindert ;

b) vollständig in der Türkei gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in die Gemeinschaft verbracht, wird die Abschöpfung um
5,80 ECU/ 100 kg vermindert.

ANHANG II

Abschöpfungen bei der Einfuhr der anderen Erzeugnisse des Olivenölsektors

(ECU/ 100 kg)

Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs Griechenland Drittländer

07.01 N II 0,77 4,46

07.03 A II 0,77 4,46

15.17 B I a) 1,75 10,13

15.17 B I b) 2,80 16,20

23.04 A II 0,62 2,55
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 569/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Malz

Die Anwendung dieser Regeln und Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei Getreide- und Reisverarbei­
tungserzeugnissen führt zur Festsetzung der Erstattung
in einer Höhe, die den Unterschied zwischen den Prei­
sen in der Gemeinschaft und den Weltmarktpreisen
ausgleichen soll .

Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforder­
nisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung
bei Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach
ihrer Bestimmung notwendig machen .

Um ein normales Funktionieren der Erstattungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Erstattungen zugrunde zu legen :

— für die Währungen, die untereinander zu jedem
Zeitpunkt innerhalb einer maximalen Abwei­
chung in Höhe von 2,25 v.H. gehalten werden , ein
Umrechnungssatz, der sich auf die tatsächliche Pa­
rität dieser Währungen stützt,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz,
der sich auf das arithmetische Mittel der Wechsel­
kurse in Höhe jeder dieser Währungen stützt und
während eines bestimmten Zeitraums für die Wäh­
rungen der Gemeinschaft entsprechend vor­
stehendem Gedankenstrich festgestellt wird.

Die Erstattung muß einmal monatlich festgesetzt wer­
den ; sie kann zwischenzeitlich geändert werden .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide (^ zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1547/79 (2), insbe­
sondere auf Artikel 16 Absatz 2 vierter Unterabsatz,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 be­
stimmt, daß der Unterschied zwischen den Notierun­
gen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnungen genannten Erzeugnisse
und den Preisen für die Erzeugnisse in der Gemein­
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli­
chen werden kann.

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2746/75
des Rates vom 29. Oktober 1975 (3), die allgemeine
Richtlinien betreffend die Gewährung von Ausfuhrer­
stattungen und die Kriterien für die Festsetzung der
jeweiligen Beträge auf dem Getreidesektor setzen , sind
die Erstattungen unter Berücksichtigung der jeweili­
gen Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einer­
seits des verfügbaren Getreides und seines Preises in
der Gemeinschaft, andererseits der Preise für Getreide
und Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt festzuset­
zen .

Nach dem gleichen Artikel ist außerdem auf den Ge­
treidemärkten eine ausgeglichene Lage und eine natür­
liche Entwicklung hinsichtlich der Preise und der
Handelsströme zu gewährleisten . Ferner sind der wirt­
schaftliche Aspekt der Ausfuhren und die Notwendig­
keit zu berücksichtigen, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu vermeiden .

In der Verordnung (EWG) Nr. 2744/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die Regelung für die Einfuhr
und die Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs­
erzeugnissen (4), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2245/78 (5), sind die besonderen Kri­
terien genannt, die bei der Berechnung der Erstattung
für diese Erzeugnisse zu berücksichtigen sind .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für in Artikel 1 Buchstabe d)
der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genanntes und
der Verordnung (EWG) Nr. 2744/75 unterliegendes
Malz sind im Anhang festgesetzt .

( 1 ) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 188 vom 26. 7 . 1979, S. 1 .
(3 ) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 78 .
(") ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 65 .
(5 ) ABl . Nr. L 273 vom 29 . 9 . 1978 , S. 1 .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 6 . März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung der Ausfuhr­
erstattungen für Malz

(ECU/ Tonne)

Nummer des Gemeinsamen Zolltarifs Erstattungsbetrag

11.07 Alb) 61,18

11.07 A II b) 82,18

11.07 B 95,77
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 570/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2700/79 zur Festsetzung der Sonderab­
schöpfung für neuseeländische Butter bei der Einfuhr in das Vereinigte König­

reich

April 1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der
Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaf­
ten (4) betrachtet.
Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2700/79 erhält
folgende Fassung :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Beitrittsvertrag, insbesondere auf das
Protokoll Nr. 18 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1655/76 des
Rates vom 29 . Juni 1976 über die Verlängerung der
Geltungsdauer der Ausnahmeregelung bei der Einfuhr
von Butter aus Neuseeland in das Vereinigte König­
reich ( J ), insbesondere auf Artikel 8 ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1 655/76 wird auf neuseeländische Butter, die kraft die­
ser Verordnung in das Vereinigte Königreich einge­
führt wird, eine Sonderabschöpfung erhoben.
Die ab 30 . November 1979 geltende Sonderabschöp­
fung ist mit der Verordnung (EWG) Nr. 2700/79 der
Kommission (2) auf 83,68 ECU je 100 kg festgesetzt
worden . Dieser Betrag berücksichtigt die Beihilfe in
Höhe von 45,94 ECU je 100 kg, die im Vereinigten
Königreich aufgrund der Verordnung (EWG) Nr.
1 269/79 des Rates (3) für zum Direktverbrauch be­
stimmte Butter mit Gemeinschaftsursprung gewährt
wird. Um zu verhindern, daß neuseeländische Butter,
der diese Sonderabschöpfung zugute kommt, für indu­
strielle Zwecke zu einem niedrigerem Preisniveau als
demjenigen der für den gleichen Verwendungszweck
bestimmten Butter mit Gemeinschaftsursprung ver­
wendet wird, wird vorgeschrieben, daß die betreffende
neuseeländische Butter nur zum Direktverbrauch be­
stimmt werden darf.

Es erscheint erforderlich, im Falle der unerlaubten
Verwendung der Butter die Wiedereinziehung eines
der vorgenannten Beihilfe entsprechenden Betrages
vorzuschreiben . Die wiedereingezogenen Gelder wer­
den als eigene Mittel der Gemeinschaft im Sinne von
Artikel 2 erster Unterabsatz Buchstabe a) des Beschüs­
ses 70/243/EGKS, EWG, Euratom des Rates vom 21 .

„Artikel 2
Das Vereinigte Königreich trifft die erforderlichen
Vorkehrungen, um sicherzustellen, daß neuseelän­
dische Butter, die unter Anwendung der in Artikel
1 festgesetzten Abschöpfung eingeführt wird, nicht
zur Verarbeitung, sondern ausschließlich zum Di­
rektverbrauch im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a)
der Verordnung (EWG) Nr. 1269/79 im Hoheitsge­
biet des Vereinigten Königreichs verwendet wird,
und um im Falle der unerlaubten Verwendung die
Zahlung eines Betrages zu verlangen, der der kraft
der Verordnung (EWG) Nr. 1269/79 gewährten
Beihilfe entspricht.
Die eingezogenen Beträge gelten als Abschöpfung
nach Artikel 2 erster Unterabsatz Buchstabe a) des
Beschlusses 70/243/EGKS, EWG, Euratom des
Rates vom 21 . April 1970 über die Ersetzung der
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene
Mittel der Gemeinschaften ."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge­
meinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 6 . März 1980
Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

(!) ABl . Nr. L 185 vom 9 . 7 . 1976, S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 305 vom 1.12. 1979 , S. 70 .
( 3 ) ABl . Nr. L 161 vom 29 . 6 . 1979, S. 8 . («) ABl . Nr. L 94 vom 28 . 4 . 1970 , S. 19 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 571/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

mit genauen Angaben zur Verordnung (EWG) Nr. 2908/79 hinsichtlich der
Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr von Pilzkonserven

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 516/77 des
Rates vom 14. März 1977 über die gemeinsame Markt­
organisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst
und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2999/79 (2), insbesondere auf Artikel
14 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2908/79 der Kommis­
sion (3 ) wurden vorläufig einige Abweichungen von
der Verordnung (EWG) Nr. 11 02/78 (4) vorgesehen ,
um die Mengen von Zuchtpilzkonserven festzusetzen ,
die kurzfristig aus der Volksrepublik China und der
Republik Korea eingeführt werden können .

Die gemachten Erfahrungen haben gewisse Schwierig­
keiten bei der Auslegung von Artikel 1 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr . 2908 /79 erkennen lassen , die
sich insbesondere aus einer Divergenz zwischen den
verschiedenen sprachlichen Fassungen ergeben . Es

empfiehlt sich deshalb, der betreffenden Artikel ge­
nauer zu formulieren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
2908/79 erhält folgende Fassung :

„(2) Werden die Lizenzanträge von Personen
gestellt, die das betreffende Erzeugnis aus der
Volksrepublik China oder der Republik Korea
1977 nicht eingeführt haben , so werden diese An­
träge in jedem Mitgliedstaat bis zu 2 % der Ge­
samtmenge genehmigt, für die Einfuhrlizenzen in
diesem Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 erteilt wer­
den können ."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1 . Januar 1980 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 6 . März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

( 1 ) ABl . Nr. L 73 vom 21 . 3 . 1977, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 341 vom 31 . 12 . 1979 , S. 1 .
(3 ) ABl . Nr. L 326 vom 22. 12 . 1979, S. 28 ,
4) ABl . Nr. L 139 vom 26. 5 . 1978 , S. 26 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 572/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der Beihilfe für Ölsaaten

Aus der Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 419/80 genannten Modalitäten auf die Angaben ,
über die die Kommission gegenwärtig verfügt, ergibt
sich, daß die zur Zeit geltende Beihilfe wie im An­
hang zu dieser Verordnung angegeben zu ändern
ist —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Ra­
tes vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette (*), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 590/79 (2 ),
insbesondere auf Artikel 27 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die in Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/EWG
vorgesehene Beihilfe ist in der Verordnung (EWG) Nr.
419/80 (3), geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
51 1 /80 (4), festgesetzt worden .
Da für das Wirtschaftsjahr 1980/81 der Richtpreis für
Raps und Rübsen noch nicht besteht, konnte der Bei­
hilfebetrag für diese Erzeugnisse im Falle der Festset­
zung im voraus für die Monate Juli und August 1980
nur vorläufig aufgrund des für die Monate Juli und
August 1979 geltenden Richtpreises berechnet wer­
den ; dieser Beihilfebetrag darf daher nur vorläufig
angewendet werden und wird zu bestätigen oder zu
ändern sein , sobald der Richtpreis für das Wirtschafts­
jahr 1980/81 bekannt sein wird .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Die Höhe der Beihilfe nach Artikel 27 der Ver­
ordnung Nr. 136/66/EWG ist im Anhang festgesetzt.

(2) Der im Falle der Festsetzung im voraus für die
Monate Juli und August 1980 anzuwendende Beihilfe­
betrag für Raps und Rübsen wird jedoch mit Wirkung
ab 7 . März 1980 bestätigt oder geändert werden , um
dem für das Wirtschaftsjahr 1980/81 festgesetzten
Richtpreis für diese Erzeugnisse Rechnung zu tragen .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7 . März 1980 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 6 . März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

(') ABl . Nr. 172 vom 30 . 9 . 1966, S. 3025/66 .\2) ABl . Nr. L 78 vom 30 . 3 . 1979, S. 1 .
(*) ABl . Nr. L 48 vom 22. 2 . 1980, S. 27 .
(4 ) ABl . Nr. L 58 vom 1 . 3 . 1980 , S. 43 .



Nr. L 62/20 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 7. 3 . 80

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung der Beihilfe für
Ölsaaten

(in ECU/ 100 kg)

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung Beträge der Beihilfe

ex 12.01 Raps- und Rübsensamen I 18,523
ex 12.01 Sonnenblumenkerne 20,618

(in ECU/ 100 kg)

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung

Beträge der Beihilfe im Falle der Festsetzung im voraus
für die Monate

März
1980

April
1980

Mai
1980

Juni
1980

Juli
1980

August
1980

ex 12.01 Raps- und Rübsensamen 18,523 18,523 18,523 18,093 1 5,426 (!) 15,426 (!)
ex 12.01 Sonnenblumenkerne 20,618 22,026 22,026 21,811 — —

(') Unter Vorbehalt .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 573/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für Raps- und Rübsensamen

Um ein normales Funktionieren der Regelung zu er­
möglichen, ist bei der Berechnung des Weltmarktprei­
ses zugrunde zu legen :

— für die Währungen, die untereinander zu jedem
Zeitpunkt innerhalb einer maximalen Abwei­
chung in Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden,
ein Umrechnungssatz, der sich auf die tatsächliche
Parität dieser Währungen stützt,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz,
der sich auf das arithmetische Mittel der Wechsel­
kurse in Höhe jeder dieser Währungen stützt und
während eines bestimmten Zeitraums für die Wäh­
rungen der Gemeinschaft entsprechend vorstehen­
dem Gedankenstrich festgestellt wird .

Aus der Anwendung aller dieser Bestimmungen ergibt
sich, daß der Weltmarktpreis für Raps- und Rübsen­
samen wie im Anhang zu dieser Verordnung angege­
ben festzusetzen ist —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Ra­
tes vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette ( 1 ), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 590/79 (2),
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1569/72 des
Rates vom 20. Juli 1972 zur Einführung von Sonder­
maßnahmen für Raps- und Rübsensamen (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 852/78 (4),
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2300/73 der
Kommission vom 23. August 1973 zur Festlegung von
Durchführungsbestimmungen für die Differenzbe­
träge für Raps- und Rübsensamen unter Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 1464/73 (5), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 336/80 (6), ins­
besondere auf Artikel 9 Absatz 4,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Gemäß Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr.
2300/73 muß die Kommission den Weltmarktpreis
für Raps- und Rübsensamen festsetzen.
Der Weltmarktpreis wird nach den in der Verordnung
(EWG) Nr. 419/80 der Kommission vom 21 . Februar
1980 zur Festsetzung des Betrages der Beihilfe für Öl­
saaten (7), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 572/80 (8), zusammengestellten Regeln
und Kriterien festgesetzt.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der in Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr.
2300/73 genannte Weltmarktpreis ist im Anhang fest­
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. März 1980
Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

•) ABl . Nr. 172 vom 30. 9 . 1966, S. 3025/66.
2) ABl . Nr. L 78 vom 30. 3 . 1979, S. 1 .
J) ABl . Nr. L 167 vom 25. 7. 1972, S. 9 .
<) ABl . Nr. L 116 vom 28 . 4. 1978, S. 6.
5) ABl . Nr. L 236 vom 24. 8 . 1973, S. 28 .
') ABl . Nr. L 37 vom 14. 2. 1980, S. 17 .
A ABl . Nr. L 48 vom 22. 2. 1980, S. 27.
(8) Siehe Seite 19 dieses Amtsblatts.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung des Weltmarktpreises
für Raps- und Rübsensamen

(in ECU/ 100 kg)(>)

Nummer
des

Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung Weltmarktpreis

ex 12.01 Raps- und Rübsensamen 20,554

(in ECU/ 100 kg)(')

Nummer
des

Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung

Weltmarktpreis im Falle der Festsetzung
der Beihilfe im voraus für die Monate

März
1980

April
1980

Mai
1980

Juni
1980

Juli
1980

August
1980

ex 12.01 Raps- und Rübsensamen 20,554 20,554 20,554 20,984 20,984 20,984

(') Die in Artikel 9 Absatz 5 unter a) der Verordnung (EWG) Nr. 2300/73 genannten Umrechnungskurse der ECU in nationaler Währung sind folgende :
1 ECU -
1 ECU -
1 ECU -
1 ECU -
1 ECU -
1 ECU -
1 ECU -
1 ECU -

2,48208 DM
2,74362 hfl
39,7897 bfrs/lfrs
5,84700 ffrs
7,72336 dkr
0,668201 Ir£
0,618487 £Stg.

1 148,14 Lit
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 574/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Änderung des Grundbetrags der Einfuhrabschöpfung für Sirup und andere
Erzeugnisse des Zuckersektors

von denen die Kommission Kenntnis hat, führt zu
einer Änderung des zur Zeit gültigen Grundbetrags
der Abschöpfung, wie in dieser Verordnung angege­
ben —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 des
Rates vom 19. Dezember 1974 über die gemeinsame
Marktorganisation für Zucker ( !), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1396/78 (2), insbe­
sondere auf Artikel 15 Absatz 7,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Der Grundbetrag der Einfuhrabschöpfung für Sirup
und andere Erzeugnisse des Zuckersektors wurde mit
Verordnung (EWG) Nr. 499/80 (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 562/80 (4), festge­
setzt.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
499/80 enthaltenen Bestimmungen auf die Angaben,

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Grundbetrag der Abschöpfung bei der Einfuhr
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der Verord­
nung (EWG) Nr. 3330/74 genannten Erzeugnisse wird
für 100 Kilogramm des Erzeugnisses auf 0,0443 ECU
je 1 v.H. Saccharosegehalt festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

(!) ABl . Nr. L 359 vom 31 . 12. 1974, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 170 vom 27. 6 . 1978 , S. 1 .
(*) ABl . Nr. L 58 vom 1 . 3 . 1980, S. 17.
b) ABl. Nr. L 61 vom 6. 3 . 1980, S. 22.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 575/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der Einfuhrabschöpfungen für Weiß- und Rohzucker

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 des
Rates vom 19 . Dezember 1974 über die gemeinsame
Marktorganisation für Zucker (J), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1396/78 (2), insbe­
sondere auf Artikel 15 Absatz 7,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Weißzucker und Rohzucker
zu erhebenden Abschöpfungen wurden mit der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 1328/79 (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 563/80 (4), festge­
setzt.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
1328/79 enthaltenen Bestimmungen auf die Angaben,
von denen die Kommission Kenntnis hat, führt zu
einer Änderung der gegenwärtig gültigen Abschöpfun­
gen, wie im Anhang zu dieser Verordnung angege­
ben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
3330/74 genannten Abschöpfungen auf Rohzucker
der Standardqualität und auf Weißzucker sind im An­
hang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 6 . März 1980
Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident

( 1 ) ABl . Nr. L 359 vom 31 . 12. 1974, S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 170 vom 27. 6. 1978 , S. 1 .
(3 ) ABl . Nr. L 162 vom 30. 6 . 1979, S. 85 .h) ABl. Nr. L 61 vom 6. 3 . 1980, S. 23 .

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung der Einfuhrabschöp­
fungen für Weiß- und Rohzucker

(ECU/ 100 kg)

Nummer
des

Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung
Abschöpfungs­

betrag

17.01 Rüben- und Rohrzucker, fest :

A. Weißzucker ; Zucker, aromatisiert oder gefärbt 4,43
B. Rohzucker 2,29 (!)

(') Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn der Rendementwert des eingeführten Rohzuckers
von 92 v. H. abweicht, wird der nach den Bestimmungen des Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 837/68 berechnete Abschöp­
fungsbetrag angewandt .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 576/80 DER KOMMISSION
vom 6. März 1980

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle , Grobgrieß und
Feingrieß von Weizen oder Roggen

nung Nr. 162/67/EWG (4), geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1607/71 (5), festgesetzt worden .

Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Er­
fordernisse bestimmter Märkte können die Untertei­
lung der Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ih­
rer Bestimmung notwendig machen .

Die Erstattung muß mindestens einmal monatlich fest­
gesetzt werden ; sie kann innerhalb dieses Zeitraums
abgeändert werden .

Um ein normales Funktionieren der Erstattungsrege­
lung zu erlauben , ist bei der Berechnung der Erstattun­
gen zugrunde zu legen :

— für die Währungen, die untereinander zu jedem
Zeitpunkt innerhalb einer maximalen Abwei­
chung in Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden ,
ein Umrechnungssatz, der sich auf die tatsächliche
Parität dieser Währungen stützt,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz,
der sich auf das arithmetische Mittel der Wechsel­
kurse in Höhe jeder dieser Währungen stützt und
während eines bestimmten Zeitraums für die Wäh­
rungen der Gemeinschaft entsprechend vorstehen­
dem Gedankenstrich festgestellt wird.

Bei Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwär­
tige Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf
die Notierungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt ist die Erstat­
tung in Höhe der im Anhang genannten Beträge fest­
zusetzen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame
Marktorganisation für Getreide ( ! ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 547/79 (2 ), insbe­
sondere auf Artikel 16 Absatz 2 vierter Unterabsatz er­
ster Satz,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 be­
stimmt, daß der Unterschied zwischen den Notierun­
gen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemein­
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli­
chen werden kann .

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2746/75
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die Grundre­
geln für die Gewährung von Erstattungen bei der Aus­
fuhr von Getreide und über die Kriterien für die Fest­
setzung des Erstattungsbetrags (3) müssen die Erstattun­
gen festgesetzt werden unter Berücksichtigung der
Lage und der voraussichtlichen Entwicklung der Ver­
fügbarkeit des Getreides und seines Preises in der
Gemeinschaft einerseits und der Preise für Getreide
und Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt anderer­
seits . Nach dem gleichen Artikel ist außerdem auf den
Getreidemärkten eine ausgeglichene Lage und eine
natürliche Entwicklung hinsichtlich der Preise und
der Handelsströme zu gewährleisten . Ferner sind der
wirtschaftliche Aspekt der Ausfuhren und die Notwen­
digkeit zu berücksichtigen, Störungen auf dem Markt
der Gemeinschaft zu vermeiden .

Die Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 hat in Artikel 3
die besonderen Kriterien festgesetzt, die bei der Be­
rechnung der Erstattungen für Getreide zu berücksich­
tigen sind .

Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen sind diese besonderen Kriterien in Artikel 4
der Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 definiert. Außer­
dem muß die auf diese Erzeugnisse anwendbare Erstat­
tung unter Berücksichtigung der zur Herstellung der
betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreidemenge
berechnet werden . Diese Mengen sind in der Verord­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1
Buchstaben a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr.
2727/75 genannten Erzeugnisse im ursprünglichen
Zustand sind im Anhang festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 7. März 1980 in Kraft.
C ) ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
( 2 ) ABl . Nr. L 188 vom 26. 7 . 1979, S. 1 .
P ABl . Nr . L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 78 .

(4) ABl . Nr. 128 vom 27. 6 . 1967, S. 2574/67.
(5 ) ABl . Nr. L 168 vom 27. 7 . 1971 , S. 16 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 6. März 1980

Für die Kommission

Finn GUNDELACH

Vizepräsident
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 6. März 1980 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattun­
gen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

(ECU/ Tonne)

Tarifnummer Warenbezeichnung
Betrag
der

Erstattungen

10.01 A Weichweizen und Mengkorn
für Ausfuhren nach :

— der Schweiz, Österreich und Liechtenstein 46,00
— der Iberischen Halbinsel 54,00
— den anderen Drittländern 0

10.01 B Hartweizen —

10.02 Roggen 35,00
10.03 Gerste

für Ausfuhren nach :
— der Schweiz, Österreich und Liechtenstein 48,00
— der Iberischen Halbinsel 56,00
— den anderen Drittländern —

10.04 Hafer
für Ausfuhren nach :
l — der Schweiz, Österreich und Liechtenstein 45,00

— den anderen Drittländern —

10.05 B Mais , anderer als Hybridmais zur Aussaat —

10.07 C Sorghum —

ex 11.01 A Mehl von Weichweizen :
— mit einem Aschegehalt von 0 bis 520 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 45,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 75,00

— mit einem Aschegehalt von 521 bis 600 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 45,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 75,00

— mit einem Aschegehalt von 601 bis 900 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 32,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 62,00

— mit einem Aschegehalt von 901 bis 1 100 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 32,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 62,00

— mit einem Aschegehalt von 1 101 bis 1 650 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 12,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 42,00

— mit einem Aschegehalt von 1 651 bis 1 900 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 12,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 42,00

ex 1 1 .0 1 B Mehl von Roggen :
— mit einem Aschegehalt von 0 bis 700 60,00

— mit einem Aschegehalt von 701 bis 1 150 60,00

— mit einem Aschegehalt von 1 151 bis 1 600 60,00

— mit einem Aschegehalt von 1 601 bis 2 000 60,00

1 1 .02 A I a) Grobgrieß und Feingrieß von Hartweizen :
— mit einem Aschegehalt von 0 bis 950 —

— mit einem Aschegehalt von 951 bis 1 300 —

— mit einem Aschegehalt von 1 301 bis 1 500 —

1 1 .02 A I b) Grobgrieß und Feingrieß von Weichweizen :
— mit einem Aschegehalt von 0 bis 520 :
— für Ausfuhren nach der UdSSR 45,00
— für Ausfuhren nach den anderen Drittländern 75,00

NB : Die Zonen sind diejenigen , die in der Verordnung (EWG) Nr. 1124/77 (ABl . Nr. L 134 vom 28 . 5 . 1977) be­
stimmt sind.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 8 . Februar 1980

über ein Verfahren aufgrund von Artikel 65 des EGKS-Vertrags hinsichtlich des
Systems der Preisbildung für Verkäufe von Walzstahlerzeugnissen ab Händler­

lager auf dem deutschen Markt
(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(80/257/EGKS)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

aufgrund des Vertrages über die Gründung der Europä­
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , insbeson­
dere des Artikels 65,

im Hinblick auf das Ergebnis der gemäß Artikel 47
des Vertrages vorgenommenen Nachprüfungen,

nach Anhörung des betroffenen Unternehmensverban­
des gemäß Artikel 36 des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Kommission hat gemäß Artikel 47 des EGKS-Ver­
trags im Zeitraum vom 4. Dezember 1972 bis 18 . Mai
1973 bei dem Unternehmensverband „Bundesverband
Deutscher Stahlhandel e.V." in Düsseldorf (nachste­
hend als „BDS" bezeichnet) und bei 21 deutschen
Stahlhandelsunternehmen Nachprüfungen mit dem
Ziel vornehmen lassen , die Tätigkeit des BDS, insbe­
sondere seine Rolle bei der Erstellung sogenannter
„Nettolagervollpreislisten", sowie das Verhalten des
Verbandes und der Stahlhandelsfirmen bei der effekti­
ven Preisgestaltung im Hinblick auf Artikel 65 aufzu­
klären . Diese Nachprüfungen haben ergeben , daß
„Nettolagervollpreislisten" nach einem einheitlichen
Kalkulationsschema für die gesamte Bundesrepublik
unter Mitwirkung des BDS aufgestellt und an Händler
und Verbraucher verteilt wurden und daß sie die
Grundlage dafür bildeten , ein angestrebtes Preisniveau
bei Verkäufen von Walzstahlerzeugnissen ab Händler­
lager zu erreichen .

Die Kommission hat mit Schreiben vom 31 . Oktober
1975 dem BDS mitgeteilt, daß sie in diesem Verhal­
ten einen Verstoß gegen 65 sehe und dem Verband
daher gemäß Artikel 36 Absatz 1 des EGKS-Vertrags
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben . Der BDS
hat diese Stellungnahme schriftlich mit Schreiben
vom 9. Februar 1976 und mündlich in einer Anhö­
rung, die am 7. Oktober 1976 stattfand, vorgetragen .
Bis dahin betraf das Verfahren der Kommission im
wesentlichen Maßnahmen, die der BDS in den Jahren
1970 bis 1972 zum Zweck der Preisstabilisierung auf
der Grundlage der sogenannten Nettolagervollpreisli­
sten ergriffen und durchgeführt hatte .

Im Laufe des Verfahrens wurde jedoch festgestellt, daß
der BDS die aktive Mitwirkung bei der Preisbildung
seiner Mitglieder durch Erstellung von Kalkulations­
schemata und Verbreitung von Preislisten fortsetzt.
Auf Anfrage der Kommission hin hat der BDS mit
Schreiben vom 19 . November 1976 seine diesbezüg­
liche Politik im einzelnen dargelegt.

Daraufhin hat die Kommission beschlossen , diesen
Sachverhalt in das Verfahren mit einzubeziehen . Sie
hat dem BDS mit ihrem Schreiben vom 30 . Januar
1979 erneut Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben,
die dieser mit seinem Schreiben vom 25. Mai 1979
vorgelegt hat .

I. SACHVERHALT

1 . Der BDS umfaßt mit über 1 100 Mitgliedern fast
alle deutschen Stahlhändler . Darunter befinden sich
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rund 450 Firmen, deren Schwerpunkt nicht im Stahl­
handel liegt und die weniger als 1 000 Tonnen Walz­
stahlerzeugnisse im Jahr ab Lager verkaufen . Die 25
größten Stahlhandelsfirmen decken zwei Drittel des
gesamten Lagerabsatzes des Stahlhandels.

Im Jahr 1977 betrug die Marktversorgung der Bundes­
republik mit Walzstahlfertigerzeugnissen 20,1 Mio t,
von denen 12,8 Mio t aus deutschen Werken und 7,3
Mio t aus Einfuhren , davon 4,6 Mio t aus der EG der
Neun stammten .

Der Lagerabsatz des Handels belief sich auf 8,9 Mio t.
Davon entfielen 2,5 Mio t auf Lieferungen an andere
Händler und 6,2 Mio t auf Lieferungen an Verarbeiter.
Der Lagerabsatz deckte mithin etwa 31 % der deut­
schen Marktversorgung. Der Rest entfiel auf Direkt­
lieferungen der Werke an Verarbeiter und auf soge­
nannte Streckengeschäfte, bei denen der Händler als
Vermittler auftritt, die Lieferungen jedoch direkt vom
Werk an den Verbraucher gehen . Etwa 82 % der Liefe­
rungen ab Händlerlager betrafen Formstahl, Stabstahl,
Betonstahl , Breitflanschträger und Grobblech .

Der BDS weist eine stark gegliederte Struktur auf .
Seine Organe sind : die Gebietsversammlung, die Mit­
gliederversammlung, der Vorstandsrat, der engere Vor­
stand und der geschäftsführende Vorstand . Die Arbeit
des Vorstandsrats wird durch sechs Beiträge (für die
verschiedenen Produktgruppen) und sechs Ausschüsse
(für die verschiedenen Problemkreise, wie „Marktfor­
schung", „Statistik" und „Absatzwirtschaft", „Steuerfra­
gen", „Recht und Wettbewerb") unterstützt . Die lau­
fende Tätigkeit des BDS liegt in den Händen der
Hauptgeschäftsstelle und der daneben bestehenden
acht Gebietsgeschäftsstellen . Zur Erfüllung seiner Auf­
gaben verfügt der BDS außerdem über eine eigene
Vertriebsgesellschaft ; diese übernimmt auch den
Druck individueller Preislisten für die Mitgliedsunter­
nehmen .

A. Die „Nettolagervollpreislisten" zum Zeit­
punkt der Nachprüfungen

Die von der Kommission durchgeführten Nachprüfun­
gen hatten im wesentlichen die „Nettolagervollpreisli­
sten für Walzwerkserzeugnisse" und deren Funktion
bei der Preisbildung auf dem deutschen Stahlmarkt
zum Gegenstand.

2 . Bei der Aufstellung der Nettolagervollpreislisten
(NLV-Listen) wurde zwischen Erzeugnisgruppen
(Flachprodukte und Profile) und Gebietszonen (sieben
Preiszonen entsprechend der unterschiedlichen Fracht­
belastung) differenziert . Ausgangsbasis für die Kalkula­
tion der Lagerpreise waren die Werkserzeugerpreise,
d . h . die von den deutschen Stahlherstellern veröffent­
lichten Listenpreise (Grundpreise ohne Berücksichti­
gung irgendwelcher temporärer Rabatte). Der BDS
setzte dabei einheitliche Erzeugerpreise unter Berück­
sichtigung der in den Preislisten der Werke veröffent­
lichten Frachtbasen (Oberhausen, Essen , Siegen und

Saarbrücken) voraus. Die NLV-Listen — Ausgabe Mai
1972 — enthielten z.B. Zuschläge für Mindermen­
gen, Vor- und Weiterfrachten , Gemeinkosten (27,5 %,
einschließlich 5 % Gewinn) und eine Rabattmarge
von 60 DM/t. Der geschäftsführende Vorstand des
BDS hat dazu erklärt, daß diese Preislisten für Händ­
ler und Verbraucher aufgrund der sich ändernden
Werkpreise von einem regelmäßig wechselnden, über­
regional tätigen Stahlhandelsunternehmen unter Kal­
kulationshilfe des BDS erstellt würden . Es handele
sich dabei um unverbindliche Richtpreise für Ver­
käufe ab Händlerlager, die nur dazu dienen sollten ,
die Markttransparenz zu vergrößern .

3 . Die Ermittlungen haben jedoch ergeben , daß für
die Aufstellung und Veröffentlichung der Preislisten
„Ausgabe Mai 1972" in Wahrheit der BDS verantwort­
lich war. Im „Ausschuß für Marktforschung, Statistik
und Absatzwirtschaft" fanden zu diesem Zweck meh­
rere Vorbesprechungen statt. Dabei wurden genaue
Richtlinien für die Preiserhöhungen und Kalkulations­
veränderungen vereinbart „mit dem Ziel, die zwischen­
zeitlich eingetretenen Kostenerhöhungen in den
Lagervollpreislisten zu berücksichtigen und das Kalku­
lationssystem schrittweise für das ganze Bundesgebiet
zu vereinheitlichen" (vgl . Aktennotiz über die Sitzung
des BDS-Ausschusses für Marktforschung Statistik
und Absatzwirtschaft am 8 . März 1972 in Düsseldorf
und das dem Ergebnisprotokoll beigefügte „Rund­
schreiben des BDS" mit einem handschriftlichen Da­
tum vom 10 . März 1972).

4 . Bei der Erstellung der Preislisten wurde auch der
Vorstandsrat des BDS dauernd auf dem laufenden ge­
halten . Es wurde nämlich „über das Kalkulations­
schema eines überregional tätigen Handelsunterneh­
mens für industrielle Abnehmer" informiert . Dieses
Schema enthielt u . a . folgende Bestandteile : „Differen­
zierung der Werks-Mindermengenaufpreise nach der
Umschlaghäufigkeit ; Erhöhung der Kostenpauschale
auf 27,5 % , neue Frachtsätze ; drei Preisgruppen für
Mengen bis 100 kg, von 101 bis 500 kg, über 500 kg ;
gesondert aufgeführte, kostengerechtere Schneideauf­
preise für Stabstahl, Formstahl und Breitflanschträger ;
Metergewichte für Stabstahl". Außerdem wurde der
Vorstandsrat unterrichtet „über die zeitliche Folge der
Veröffentlichung der Lagervollpreise durch Mitglieds­
unternehmen" (vgl . Ergebnisprotokoll der Sitzung des
Vorstandsrats des BDS am 18 . April 1972).

5. Seitens des überregional tätigen Handelsunter­
nehmens, das seinerzeit den Auftrag für den Druck
der neuen Preislisten gegeben hat, die Carl Spaeter
GmbH, Duisburg, wurde erklärt, daß es nicht an der
Kalkulation dieser Lagervollpreislisten beteiligt gewe­
sen sei . Es stand aber im regelmäßigen Schriftverkehr
mit dem BDS und dessen Vertriebsgesellschaft über
die Veröffentlichung. Es gab dem BDS sein Einver­
ständnis, seine Wettbewerber über diese Preisänderun­
gen zu unterrichten bzw. auf Anforderung einen Ab­
druck dieser Lagervollpreisliste zuzustellen (vgl . Schrei­
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ben vom 21 . März und 4. Mai 1972 an den BDS sowie
Schreiben vom 28 . März 1972 an die Vertriebsgesell­
schaft des BDS mit Durchdruck an den BDS).

6 . Druck und Verteilung der NLV-Listen gescha­
hen durch die „Vertriebsgesellschaft des BDS", Bo­
chum, sowie für die Zone Nord durch die Druckerei
Ebeling, Hamburg. Der BDS unterrichtete seine Mit­
glieder durch Rundschreiben über die Veröffentli­
chung neuer Lagervollpreislisten , wobei in der Regel
die Unterschiede gegenüber den alten Listen bekannt­
gegeben wurden . Der Vertriebsgesellschaft des BDS
lagen Daueraufträge der BDS-Mitglieder für Neu­
drucke vor. Nach Auskünften der Vertriebsgesellschaft
des BDS sind von der Ausgabe Mai 1972 etwa 1 17 000
NLV-Listen-Profile und 70 000 NLV-Listen-Flachpro­
dukte an Händler und Verbraucher verteilt worden .

7 . Die NLV-Listen waren nach den Auskünften der
betroffenen Unternehmen unverbindlich und stellten
nur eine Grundlage für die Berechnung frei ausgehan­
delter Lagerpreise dar . Eine Uberprüfung hat ergeben ,
daß im Zeitraum zwischen April/Mai 1972 und Fe­
bruar/März 1973 die in den NLV-Listen angegebenen
Preise von den Händlern nur ausnahmsweise erzielt
worden sind . Der Listenpreis wurde jedoch regelmä­
ßig als „Grundpreis" akzeptiert, auf welchen die Händ­
ler ihren Abnehmern unter Berücksichtigung der Kon­
junkturlage und der jeweiligen Absatzstrukturen unter­
schiedliche Rabatte gewährten . Seit der Marktbele­
bung im März 1973 wurde jedoch für die anschließen­
den Monate eine größere Gleichförmigkeit der Ra­
batte festgestellt .

8 . Ferner hat der BDS mit Nachdruck auf eine ein­
heitliche Preisgestaltung auf der Grundlage der Netto­
lagervollpreislisten hingewirkt . Der Verband spielte
eine aktive Rolle, insbesondere in Zeiten der Markt­
schwäche, um eine „Preisstabilisierung" herbeizufüh­
ren . Um dies zu erreichen , versuchte der BDS, die
Händler auf regionaler Ebene zu Preis- und Rabattab­
sprachen zu bewegen , wie aus mehreren Niederschrif­
ten und Rundschreiben des Verbandes aus den Jahren
1971 und 1972 hervorgeht .

Von den Gebietsvorständen wurde berichtet, daß auf
der Grundlage der Vorstandsempfehlungen vom 1 .
und 1 1 . Juni „in allen Gebieten Gespräche stattgefun­
den haben, um dem Preisverfall Einhalt zu gebieten .
Diese Bemühungen sollen nach Auffassung des Vor­
standsrats sowohl in regionalen Gesprächen als auch
schriftlich durch den BDS fortgesetzt werden".

Es wurde betont, daß die Empfehlungen , die regiona­
len Preisveröffentlichungen unbedingt zu beachten ,
durch sämtliche Handelsunternehmen für alle Trans­
aktionen befolgt werden sollten (vgl . Punkt „Marktlage
nach Fachgruppen (Erzeugnisgruppen) der Sitzung des
Vorstandsrats des BDS vom 7. Juli 1970").

Der engere Vorstand wandte sich am 1 1 . Juni 1970 an
eine Reihe bedeutender lagerhaltender Händler und
forderte sie zu einer „ tätigen Unterstützung dieser der

Marktberuhigung dienenden Aktion auf". Daneben
wurden in den einzelnen Gebieten Gespräche der Mit­
glieder des BDS auf regionaler und überregionaler Ba­
sis mit dem Ziel geführt, „Transparenz in das Preisver­
halten zu bekommen und von einzelnen Gesellschaf­
ten ein Verhalten zu erwarten , das den Erklärungen
entspricht, die selber abgegeben haben" (vgl . Rund­
schreiben des BDS vom 16 . Juli 1970 „Marktinforma­
tion").

In den Sitzungen des Vorstandsrats des BDS am 2.
Dezember 1970 und 27. Januar 1971 berichteten die
Vorstandsmitglieder aus den Gebieten daß „die nach
der Initiative werksverbundener Handelsgesellschaften
eingeleiteten Bemühungen um Stabilisierung der
Lagerpreise regional zu einer Verbesserung der Preissi­
tuation geführt haben" und neben dem Austausch von
Marktbeobachtungen fortgesetzt werden sollten .

Zuletzt wurde in der BDS-Sitzung am 9 . September
1971 bei der Erörterung von Möglichkeiten zur Ver­
besserung des Erlösniveaus im Lagergeschäft zuge­
stimmt, „daß hier unter besonderer Berücksichtigung
und Wertung von Kostengesichtspunkten nur regio­
nale Lösungen denkbar und praktikabel sind. Mit dem
Ziel der Veröffentlichung von Rabattuntergrenzen sol­
len daher umgehend in den einzelnen Bezirken und
Regionalkreisen Gespräche des lagerhaltenden Han­
dels aufgenommen werden (die Geschäftsstellen ha­
ben diese Gespräche inzwischen eingeleitet)."

9 . Eine notwendigerweise auf einige Gebiete be­
schränkte Nachprüfung hat weiter ergeben , daß in
den Jahren 1970-1972 in den Wirtschaftsräumen
Mannheim/Ludwigshafen , Frankfurt, Saarbrücken und
Stuttgart Gespräche oder Sitzungen stattgefunden ha­
ben, an denen fast immer die gleichen Handelsunter­
nehmen bzw. Personen teilnahmen . Diese Sitzungen
wurden teils vom BDS, teils von BDS-Mitgliedern ,
d . h . vornehmlich den Regionalsprechern , angeregt
und kamen in der Regel unter Mitwirkung des BDS
zustande . Wesentlicher Zweck dieser Sitzungen war
die Abstimmung von Mindestpreisen bzw. Maximalra­
batten auf die Nettolagervollpreislisten für Verkäufe
von Walzwerkserzeugnissen ab Händlerlager. Die abso­
lute Preisgrenze bildeten dabei die „Listenpreise" der
Kontore oder Werke .

Die festgesetzten Mindestpreise lagen über den Markt­
preisen . Sie sind von Sitzungsteilnehmern , insbeson­
dere von freien Händlern gelegentlich als unreali­
stisch bezeichnet worden und wurden bei einer schwa­
chen Marktlage regelmäßig unterschritten . Der werks­
verbundene Handel spielte eine wesentliche Rolle bei
den Bemühungen zur Einhaltung von Mindestpreisen ,
insbesondere auch durch die ihm durch seine Stamm­
häuser bzw. Werke auferlegte Verpflichtung, die
Werkslistenpreise nicht zu unterschreiten . In diesem
Sinne hat z . B. der werksverbundene Handel im Wirt­
schaftsraum Mannheim/Ludwigshafen beim Versuch
der freien Händler, die Mindestpreise etwas realisti­
scher zu gestalten , Einspruch erhoben .
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10 . Schließlich wurde festgestellt, daß der BDS un­
ter dem Titel „Marktbeobachtungen/Marktinformatio­
nen" Rundschreiben an seine Mitglieder versandt hat,
die verschleierte Veröffentlichungen der in den Wirt­
schaftsräumen erarbeiteten bzw. beschlossenen Min­
destpreise darstellten . Demgegenüber durften Marktin­
formationen, aus denen ersichtlich wurde, daß die
Kontorlistenpreise unterschritten wurden, laut Anwei­
sung des BDS an seine Gebietsstellen, nicht veröffent­
licht werden, weil sie „eindeutig gegen das Interesse
der Stabilisierung des Preisniveaus im Markt gehen ."

BDS übernommen, diese Informationslücke zu schlie­
ßen .

Wenn die Erzeugerpreislisten deutscher Werke —
soweit es um Aufpreise geht — sich geändert haben,
läßt die Vertriebsgesellschaft des BDS auf Anforde­
rung diese Preislisten nachdrucken und an die interes­
sierten Stahlhandelsunternehmen versenden . Änderun­
gen der Grundpreise teilt der BDS diesen Mitgliedern
in seinem monatlichen Informationsdienst mit .

B. Gegenwärtige Mitwirkung des BDS bei der
Preisbildung seiner Mitglieder

Die derzeitige Politik des BDS auf dem Gebiet der
Preisbildung besteht darin , seine Mitglieder über Ände­
rungen der Erzeugerpreise zu unterrichten , durch
eigene Sachverständige Kalkulationsschemata für die
ihm angeschlossenen Unternehmen zu erstellen sowie
von einzelnen Händlern ausgearbeitete Preislisten un­
ter seinen Mitgliedern zu verbreiten . Nach den Anga­
ben der Beteiligten stellt sich dies in der Praxis wie
folgt dar :

ii) Mitwirkung des BDS bei der Erstellung von Kal­
kulationsschemata

12. Die Lagerpreislisten werden auf der Grundlage
der Werkspreislisten kalkuliert . Der BDS hat dazu er­
klärt, daß angesichts der Vielzahl der Walzstahlerzeug­
nisse, ihrer Unterteilung nach Abmessungen und Gü­
ten , der Detaillierung der Listenpreise je Erzeugnis
nach Auf- und Abschlägen sowie der Staffelung der
Preise ab Lager nach Frachtzonen jede Änderung der
Herstellerabgabepreise eine aufwendige und kompli­
zierte Neukalkulation erforderlich mache. Die größte
Schwierigkeit bestehe darin , daß die fixen Kosten , die
die Mehrzahl der im Lagergeschäft entstehenden Ko­
sten bilden , auf das jeweilige Auftragsgewicht bezogen
werden müßten , bevor der jeweilige Lagerpreis berech­
net werden könne ; nur so ließen sich Fehlkalkulatio­
nen und Verluste vermeiden . Angesichts der schwieri­
gen Kalkulationserfordernisse könne die Neukalkula­
tion nur von großen Handelsunternehmen mit ihren
besseren technischen und personellen Hilfsmitteln ge­
leistet werden , dahingegen seien die umsatzschwäche­
ren Handelsunternehmen kaum in der Lage, sowohl
die Änderung der Erzeugerpreislisten als auch die sich
daraus ergebenden Konsequenzen für die Kalkulation
zu übersehen .

Deshalb habe der BDS seinerseits bei der Erstellung
von Kalkulationsschemata jahrelang mitgewirkt .

Die Kalkulationsschemata der Lagerpreise seit 1972
weisen Unterschiede auf, alle vorgelegten Modelle ent­
halten aber bestimmte Kalkulationssätze. Bei der Mo­
dellkalkulation 7 vom 5 . November 1974 handelt es
sich um „Franko-Lagerpreise", deren Kalkulation man
einen „Teileffektivpreis" zugrunde gelegt hat (d. h .
Grundpreis einschließlich Qualitätsaufpreis). Der hier
kalkulierte Lagerpreis beinhaltet u . a . für Profile und
Flachprodukte (teilweise weiter unterteilt nach Pro­
duktgruppen) :

— einen nach Durchschnittsbezugsgrößen gestaffel­
ten „Mindermengenaufpreis", der in DM/t -Einhei­
ten , gestaffelt nach vier sogenannten Umschlags­
häufigkeitsgruppen , ausgedrückt ist,

— einen ähnlich gestaffelten , auf die Umschlagshäu­
figkeit abstellenden „Werksabmessungsaufpreis"

i) Information über die Veränderung der Erzeuger­
preise

11 . Werkspreislisten werden von Herstellerunter­
nehmen erstellt und enthalten die für ihrer Produkte
gültigen Preise. Diese Werkspreislisten bilden die
Grundlage der Geschäftsabwicklung zwischen dem
Hersteller und den von ihm direkt belieferten Groß­
händlern sowie im Streckengeschäft zwischen diesen
Großhändlern und den vom direkten Bezug ausge­
schlossenen kleineren Großhändlern . Darüber hinaus
bilden die Werkspreislisten die Grundlage für die Be­
rechnung der Lagerpreislisten .

Nach den Preislisten der deutschen Werke werden als
„Direkthändler" nur solche Stahlhandelsunternehmen
anerkannt, die in der Lage sind, eine bestimmte Ton­
nage pro Erzeugnis und Jahr im Gemeinsamen Markt
zu kaufen . Derzeit sind etwa 110 bis 120 Stahlhandels­
unternehmen einschließlich ihrer Filialen zum Direkt­
bezug sämtlicher Walzstahlfertigerzeugnisse zugelas­
sen ; etwa 90 bis 100 Handelsunternehmen sind nur
für einzelne Walzstahlerzeugnisse Direkthändler .

Im Falle einer Änderung der Werksabgabepreise sen­
det der Hersteller seine neuen Preislisten in der Regel
nur den wenigen Großhändlern zu , mit denen er un­
mittelbare Geschäftsbeziehungen unterhält . Da die
vom Direktbezug ausgeschlossenen Großhändler aber
wegen der weitreichenden Bedeutung der Werkspreis­
listen ebenfalls daran interessiert sind , diese möglichst
bald nach ihrer Herausgabe zu erhalten , hat es der



Nr. L 62/32 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 7. 3 . 80

und für alle Produkte gleichermaßen :

— auftrags- und postenfixe Kosten", und zwar bei Lo­
sen von 1 000 kg berechnet und auf Auftragsge­
wicht von 500 kg, von 101-500 kg (0 300 kg) und
bis 100 kg bezogen ,

— eine Gewinnmarge von 5 % auf die Summe der
Kalkulationselemente.

Die Zuschlagsfaktoren je Erzeugnis, die bei der Lager­
preiskalkulation berücksichtigt werden , sind im Rah­
men von BDS-Untersuchungen im Hinblick auf die
Gängigkeit bzw. Umschlagshäufigkeit ermittelt wor­
den .

Nach Angabe des BDS ist die Erkenntnis über die die
Kalkulation beeinflussenden Faktoren erst im Laufe
der letzten Jahre gewachsen und hat sich nur bei eini­
gen Unternehmen durchgesetzt . Derzeit sei es so, daß
die Kalkulationsschemata von einzelnen Handelsunter­
nehmen erarbeitet würden ; auf Wunsch der Unterneh­
men stünden Sachverständige des BDS zur Mithilfe
zur Verfügung. Falls sich die Werksabgabepreise änder­
ten und sich ein Handelsunternehmen daraufhin ver­
anlaßt sehe, seine Nettolagervollpreisliste zu ändern ,
errechne es anhand dieses Schemas seine neuen Ver­
kaufspreise .

iii) Information über die Aufstellung neuer Lager­
preislisten und deren Verbreitung

13 . Der Druck neuer Nettolagervollpreislisten wird
von den Handelsunternehmen üblicherweise der Ver­
triebsgesellschaft des BDS übertragen . Da die kleine­
ren Händler in einem solchen Fall aus den oben be­
schriebenen Gründen daran interessiert sind, mög­
lichst bald von der Neukalkulation großer Handels­
unternehmen zu erfahren , verfährt die Vertriebsgesell­
schaft in diesem Fall ebenso wie bei einer Änderung
der Werkpreislisten .

Nachdem sie den von einem Großhändler in Auftrag
gegebenen Druck neukalkulierter Lagerpreislisten aus­
geführt hat, unterrichtet sie die Mitglieder des BDS
über das Vorliegen einer solchen neuen Liste und for­
dert den Auftraggeber auf, der Übernahme der Preisli­
ste durch andere Großhändler zuzustimmen .

Sofern der Auftraggeber sich damit einverstanden er­
klärt hat, bietet sie den übrigen Händlern einen Nach­
druck der Preislisten an . Es steht in deren Belieben ,
sich der Neukalkulation ganz oder teilweise anzu­
schließen oder davon Abstand zu nehmen .

Zum Anwendungsbereich und der Bedeutung der
Lagerpreislisten hat der BDS erklärt, daß diese bei Ge­
schäften mittleren Umfangs (etwa 100 bis 500 kg) aus
Lagerbeständen , welche nach Anzahl der Geschäftsvor­
fälle zwar einen hohen, nach der Gesamtmenge je­
doch einen geringen Prozentsatz des gesamten Lager­
geschäfts ausmachten , unmittelbar angewandt wür­
den ; allerdings würden gewöhnlich die Grundpreise
der Nettolagervollpreisliste mit individuellen Rabatten

kombiniert . In den anderen Mengenbereichen diene
die Nettolagervollpreisliste nur als Orientierungshilfe
für die konkrete Preisstellung ; so würden bei Geschäf­
ten über größere Mengen (etwa 5 000 kg und mehr)
im allgemeinen Tausend-Kilo-Preise ausgehandelt, bei
Geschäften über Kleinstmengen (etwa 1 bis 99 kg) Ki­
lopreise .

14. In ihren schriftlichen und mündlichen Stellung­
nahmen hat die beteiligte Unternehmensvereinigung
die oben dargelegten tatsächlichen Feststellungen der
Kommission grundsätzlich als zutreffend anerkannt.
Sie bestreitet jedoch, gegen die Wettbewerbsregeln des
EGKS-Vertrags verstoßen zu haben . Hierzu hat sie im
wesentlichen folgendes vorgetragen : Das von ihr prak­
tizierte Preisbildungssystem trage den konkreten Ver­
hältnissen des Stahlmarktes Rechnung. Es diene vor
allem der Stabilisierung des Marktes in Zeiten der
Marktschwäche und verfolge damit ein Ziel , das eben­
falls von den Organen der Gemeinschaft angestrebt
werde . Dieses System sei aber auch deshalb vertrags­
konform, weil es die Markttransparenz erhöhe . Es
eröffne den Stahlhandelsunternehmen ähnliche Mög­
lichkeiten zur Preisveröffentlichung, wie sie den Stahl­
produzenten auf der Grundlage des Artikels 60 § 2
EGKSV zur Verfügung stünden .

II . ANWENDBARKEIT VON ARTIKEL 65 § 1

15 . Nach Artikel 65 § 1 des EGKS-Vertrags sind
alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, alle Be­
schlüsse von Verbänden von Unternehmen und alle
verabredeten Praktiken , die darauf abzielen würden,
auf dem Gemeinsamen Markt unmittelbar oder mittel­
bar den normalen Wettbewerb zu verhindern , einzu­
schränken oder zu verfälschen , verboten .

Diese Vorschrift erfaßt nicht nur formelle Beschlüsse,
welche unter Beachtung des im Organisationsstatut
vorgesehenen Verfahrens sowie der satzungsgemäßen
Zwecke des Verbandes zustande kommen und welche
die Gesamtheit der Mitglieder rechtlich binden . Ob
ein Verbandsbeschluß zwingender Natur ist oder ledig­
lich empfehlenden Charakter besitzt, ist für die An­
wendung des Kartellverbots unerheblich , solange er
— sei es auch nur tendenzielle — darauf abzielt, das
Wettbewerbsverhalten der Verbandsmitglieder festzule­
gen oder zu beeinflussen . Tatsächliche Handlungen
eines Unternehmensverbandes seiner Organe oder sei­
ner Untergliederungen stehen einem „Beschluß" im
Sinne des Artikels 65 § 1 gleich , denn es ist davon aus­
zugehen, daß der Verband auch insoweit nicht ohne
die ausdrückliche oder stillschweigende — Zustim­
mung seiner Mitglieder tätig wird . Wohnt diesem fak­
tischen Verhalten dieselbe wettbewerbsbeschränkende
oder -verfälschende Tendenz inne, so fällt es gleich­
falls in den Anwendungsbereich der Verbotsbestim­
mung.

Die hier gegebene Auslegung entspricht dem Wort­
laut, Sinn und Zweck des Artikels 65 . Die Vorschrift
untersagt ganz allgemein alle Vereinbarungen , Be­
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schlüsse und Praktiken , die darauf abzielen , den nor­
malen Wettbewerb zu verhindern, einzuschränken
oder zu verfälschen . Sie gilt daher auch für Verbände,
soweit deren eigene Tätigkeit oder die der in ihnen
zusammengeschlossenen Unternehmen die Folgen,
welche der Vertrag unterbinden will , zu zeitigen geeig­
net ist. Diese Feststellung wird durch Artikel 48 bestä­
tigt : er gestattet den Verbänden nur solche Tätigkei­
ten, die den Bestimmungen des Vertrages nicht zu­
widerlaufen ( 1 ).

16 . Der BDS ist als Unternehmensverband den Be­
stimmungen des Artikels 65 unterworfen, denn seine
Mitglieder sind Unternehmen im Sinne des Artikels
80 .

A. Beschränkungen aufgrund der Nettolagervoll­
preislisten zur Zeit der Nachprüfungen

17. Der BDS hat in den Jahren 1970 bis 1972 das
Verbot des Artikels 65 § 1 fortlaufend dadurch ver­
letzt, daß er „Nettolagervollpreislisten" für den Ver­
kauf von Walzstahlerzeugnissen ab Händlerlager erstel­
len ließ und unter seinen Mitgliedern verbreitete
(siehe oben IA).

Die Eignung zur Wettbewerbsbeschränkung ergibt
sich bereits aus dem Inhalt der NLV-Preislisten . Den
dort aufgeführten Händlerpreisen lag ein einheitliches
Kalkulationsschema zugrunde . Dabei wurden nicht
nur einheitliche Stahlerzeugerpreise vorausgesetzt, son­
dern auch die weiteren Preisbestandteile, darunter die
Vor- und Weiterfrachten , die Gemeinkosten der Händ­
ler, die Zuschläge für Mindermengen sowie die Ge­
winne bis ins Detail angegeben . Differenziert wurde
lediglich nach Produktgruppen und Gebietszonen ;
die maßgebliche Definition der betreffenden Erzeug­
nisse und Gebiete sowie der Umfang der jeweiligen
Abweichungen war jedoch den NLV-Preislisten selbst
zu entnehmen . Schließlich legten diese Preislisten
eine einheitliche Rabattmarge fest . Die Verteilung der­
art beschaffener Nettopreislisten an die Verbandsmit­
glieder führte zwangsläufig dazu, letztere im Sinne
einer einheitlichen Kalkulation und darüber hinaus
einer einheitlichen Preispolitik zu beeinflussen ,
welche die individuelle Situation der beteiligten Stahl­
handelsunternehmen, insbesondere deren unterschied­
liche Struktur und Wettbewerbslage, außer acht ließ .

18 . Dieses Ziel hat der BDS im übrigen ganz be­
wußt angestrebt, wie sich aus seinen Erklärungen und
aus seinem sonstigen Verhalten ergibt . Der Sinn der
NLV-Preislisten lag nach den eigenen Bemerkungen
des BDS vorwiegend darin , zur Preisstabilisierung auf
dem deutschen Stahlmarkt beizutragen ; es handelte
sich somit nicht darum, kleine und mittlere Mitglieds­
unternehmen bei der individuellen Kalkulation und
Festsetzung ihrer Verkaufspreise zu unterstützten .
Auch die Tatsache, daß bei jeder Änderung der Werks­
abgabepreise neue NLV-Listen erstellt und versandt

wurden, läßt deutlich erkennen, daß der BDS diese
gezielte als Mittel zur Schwächung des Preiswettbe­
werbs einsetzte.

In dieselbe Richtung weisen ferner konkrete Maßnah­
men, die der BDS ergriff, um das Niveau der Erlöse
im Lagergeschäft allgemein zu erhöhen . Zu nennen
sind in diesem Zusammenhang insbesondere die
wiederholten Versuche des BDS, regionale Preis- und
Rabattabsprachen herbeizuführen , die Unterbietung
der Werksabgabepreise durch Festlegung von Mindest­
preisen oder Maximal rabatten zu verhindern sowie
Marktinformationen, aus denen Unterschreitungen der
Mindestpreise ersichtlich waren , zu unterdrücken .
Diese Maßnahmen bezweckten, das Marktverhalten
der Verbandsmitglieder selbst in denjenigen Berei­
chen zu vereinheitlichen, für welche die NLV-Preisli­
sten den Unternehmen noch einen gewissen individu­
ellen Handlungsspielraum zubilligten , namentlich im
Bereich der Preis- und Rabattgestaltung.

19 . Für die Anwendung des Artikels 65 § 1 ist es
unerheblich, ob und in welchem Ausmaß die Vorstel­
lungen des BDS von den Mitgliedsunternehmen ak­
zeptiert worden sind. Ein Verstoß gegen das Kartellver­
bot liegt bereits dann vor, wenn die Maßnahmen des
Verbandes objektiv geeignet waren , den Wettbewerb
zwischen den Verbandsmitgliedern einzuschränken .
Diese Voraussetzung trifft nach den obigen Ausführun­
gen eindeutig zu . Nach den Feststellungen der Kom­
mission sind die vom BDS bezweckten Wettbewerbs­
beschränkungen aber auch tatsächlich zumindest teil­
weise eingetreten . Die in den NLV-Listen angegebe­
nen Verkaufspreise sind von den Stahllagerhändlern
regelmäßig als „Basispreise" anerkannt worden , auf die
anschließend individuelle Rabatte gewährt wurden .
Das vom BDS angewandte System hat daher in den
Jahren 1970-1972 wenn nicht zu einer Ausschaltung,
so doch zu einer Abschwächung des Preiswettbewerbs
zwischen den deutschen Stahllagerhändlern geführt .

B. Beschränkungen aufgrund der gegenwärtigen
Mitwirkung des BDS bei der Preisbildung sei­
ner Mitglieder

20 . Die Maßnahmen, die der BDS seit 1973 auf
dem Gebiet der Preisbildung ergriffen hat, sind mit
Artikel 65 § 1 des Vertrages ebenfalls nicht zu verein­
baren , denn sie zielen insgesamt darauf ab, die von
den Mitgliedsunternehmen berechneten Preise für
Lieferungen ab Stahlhandelslager zu vereinheitlichen
und so ein Preisgleichgewicht auf einem anderen als
demjenigen Niveau herbeizuführen , welches sich bei
normalen Wettbewerbsbedingungen ergeben hätte .

i) Information über die Veränderung der Erzeuger­
preise

21 . Keine Bedenken bestehen allerdings dagegen ,
daß der BDS seine Mitglieder über Änderungen der(') EuGH, 19 . 3 . 1964 (Sorema gegen Hohe Behörde, 67/63),

Slg . 1964, S. 321 , 347 f .
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Erzeugerpreise unterrichtet (siehe oben, I B i)). Nach
Artikel 60 § 2 des Vertrages sind die Stahlhersteller
der Gemeinschaft verpflichtet, ihre auf dem Gemeinsa­
men Markt angewandten Preistafeln und Verkaufsbe­
dingungen zu veröffentlichen . Die Angaben über die
Werksabgabepreise stehen daher jedermann zur Verfü­
gung, mithin auch den Stahlhändlern , und zwar ohne
Rücksicht darauf, ob sie von den Stahlherstellern un­
mittelbar beliefert werden oder sich bei anderen zum
Direktbezug zugelassenen Händlern versorgen . Durch
die Verfielfältigung und Verteilung der Werkspreisli­
sten will der BDS seinen vom Direktbezug ausge­
schlossenen Mitgliedsunternehmen die Informations­
beschaffung erleichtern und einen möglichen Informa­
tionsvorsprung der direkt beziehenden Stahlhändler,
denen die Werkspreislisten von den Erzeugern selbst
übermittelt werden , ausgleichen . Diese Politik trägt
mit dazu bei , das mit Artikel 60 § 2 verfolgte Ziel der
Markttransparenz auf der Produktionsstufe durchzu­
setzten . Sie hält sich deshalb im Rahmen einer ord­
nungsgemäßen Verbandstätigkeit im Sinne von Arti­
kel 48 Absatz 1 Satz 3 des Vertrages. Eine Verfäl­
schung der normalen Wettbewerbsbedingungen zu
Lasten der direkt beziehenden Stahlhändler ist so
lange nicht zu befürchten , als die Kosten für den
Druck und die Verbreitung der Werkspreislisten al­
lein den interessierten Mitgliedsunternehmen des
BDS in Rechnung gestellt werden .

ii) Mitwirkung des BDS bei der Erstellung von Kal­
kulationsschemata

22. Dagegen verstößt die Mitwirkung des BDS bei
der Erstellung von Kalkulationsschemata für seine Mit­
glieder jedenfalls in ihrer bisher praktizierten Form
(siehe oben , I B ii)) gegen das Verbot des Artikels 65 §
1 des Vertrages .

23 . Nach Ansicht der Kommission sind gemein­
same Kalkulationsschemata für mehrere Unterneh­
men nur dann kartellrechtlich unbedenklich , wenn
sie sich darauf beschränken , die einzelnen für die
Preisgestaltung maßgeblichen Faktoren — insbeson­
dere die verschiedenen Kostenarten — aufzuzeigen ,
zu analysieren , aufzuschlüsseln und zu gliedern und
Methoden zur Umlegung der anfallenden Kosten auf
die jeweiligen Kostenträger (Produkte oder Dienstlei­
stungen) zu entwickeln . Kalkulationsschemata, die be­
stimmte Kalkulationssätze enthalten , sind demgegen­
über als Empfehlungen anzusehen, die zu einer Wett­
bewerbseinschränkung führen können ( J ).

24. Die seit 1973 angewandten Modelle zur Ermitt­
lung von „Franko-Lagerpreisen" erfüllen die letztge­
nannte Voraussetzung. Zwar sind Form und Aufbau
dieser Modelle als solche nicht zu beanstanden . Die

dort vorgesehene Klassifizierung der einzelnen Walz­
stahlerzeugnisse nach Produktarten und -gruppen, die
Berücksichtigung der verschiedenen Abmessungen
und Güten , die Differenzierung der Lagerkosten an­
hand der Umschlagshäufigkeit der jeweiligen Erzeug­
nisse sowie die Verteilung der fixen Kosten entspre­
chend dem Auftragsgewicht erscheinen sachgerecht
und geeignet, dem Benutzer des Berechnungsschemas
eine realistische Kalkulation seiner Kosten zu erleich­
tern . Die vom BDS vorgelegten Kalkulationsmodelle
überschreiten jedoch insofern die Grenzen des kartell­
rechtlich zulässigen , als sie die einzelnen Berechnungs­
faktoren mit konkreten Wertangaben verbinden . Dies
trifft auf den nach Durchschnittsbezugsgrößen gestaf­
felten „Mindermengenaufpreis" ebenso zu wie auf den
sogenannten „Werkabmessungsaufpreis", der die Um­
schlagshäufigkeit der Produkte berücksichtigt . Beide
Zuschläge sind, nach Erzeugnisarten (Profile, Flachpro­
dukte) und Erzeugnissen aufgeschlüsselt und in die
Kategorien „sehr gängig", „gängig", „weniger gängig",
„ungängig" unterteilt, jeweils mit einem festen DM-Be­
trag pro Tonne eingesetzt . Die „auftrags- und postenfi­
xen Kosten" werden gleichfalls in festen DM-Beträgen
pro Tonne auf die verschiedenen Kostenträger umge­
legt . Schließlich wird für die Gewinnmarge der Stahl­
lagerhändler ein Einheitssatz von 5 % angegeben .

25. Derart beschaffene Kalkulationsschemata ha­
ben die Wirkung von Empfehlungen . Sie schaffen für
die Unternehmer, die sie benutzen , einen Anreiz, die
im Modell enthaltenen Kalkulationssätze bei der Be­
rechnung ihrer Kosten und damit mittelbar bei der
Bemessung ihrer Verkaufspreise zu übernehmen oder
sich diesen Werten zumindest anzunähern . Insoweit
macht es keinen Unterschied, ob die jeweiligen Ko­
stenfaktoren in absoluten Zahlen oder in Form pro­
zentualer Aufschläge ausgedrückt sind . In beiden Fäl­
len handelt es sich nicht mehr um die Erbringung
technischer Hilfe mit dem Ziel , die Unternehmen
über die verschiedenen Möglichkeiten einer kostenge­
rechten Preisgestaltung aufzuklären , sondern um eine
konkrete und massive Einflußnahme auf deren Preis­
politik .

26 . Die Angabe bestimmter Kostensätze in den
Modellkalkulationen der „Franco-Lagerpreise" ist —
entgegen der Meinung des BDS — auch dann nicht
gerechtfertigt, wenn diese Sätze aufgrund von Betriebs­
vergleichen ermittelten durchschnittlichen Kosten der
deutschen Stahllagerhändler zum Ausdruck bringen .
Gerade die Durchschnittswerte einer Branche werden
in der wirtschaftlichen Praxis regelmäßig als empfoh­
lene Richtwerte verstanden und von einem erhebli­
chen Teil der Unternehmen befolgt . Die Aufnahme
derartiger Daten in ein Kalkulationsschema führt so­
mit dazu, daß sich viele Benutzer bei der Berechnung
ihrer Betriebskosten nicht von der vorgegebenen Ko­
stensituation , sondern von einer fiktiven Größe leiten
lassen und dementsprechend die einzelnen Kostenele­
mente entweder zu hoch oder zu niedrig bemessen .

(') Bekanntmachung über Vereinbarungen , Beschlüsse und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen , die eine zwi­
schenbetriebliche Zusammenarbeit betreffen , Abschnitt II
Nr. 1 (ABl . Nr. C 75 vom 29 . 7 . 1968 , S. 3 — berichtigt in
ABl . Nr. C 93 vom 18 . 9 . 1968 , S. 3 ).



7. 3 . 80 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 62/35

27. Dem Interesse der Unternehmen an einer sach­
gemäßen Auswertung der Ergebnisse von Kosten- und
Betriebsvergleichen kann auf andere Weise Rechnung
getragen werden . Hierfür genügt es, pro Kalkulations­
faktor jeweils die tatsächlich festgestellten niedrigsten
und höchsten Kosten einander gegenüberzustellen
oder sich aus den ermittelten Daten mehrere herauszu­
greifen und als Kalkulationsbeispiele zu verwenden ;
die letztgenannte Methode darf jedoch nicht auf eirte
verschleierte Bekanntgabe von Streubändern hinauslau­
fen . Keine Bedenken bestehen ferner dagegen , daß
die so angegebenen Werte nach Betriebsgrößenklas­
sen aufgeschlüsselt werden, was bei der unterschiedli­
chen Struktur der deutschen Stahlhandelsunterneh­
men besonders nahe liegt .

28 . Die Verwendung der bisherigen Modellkalkula­
tionen führt zu einer Einschränkung des Preiswettbe­
werbs zwischen den deutschen Stahllagerhändlern . Es
ist unbestritten, daß die Modelle sämtlichen Mitglie­
dern des BDS zur Verfügung stehen und von einem
großen Teil der Unternehmen, für die sie bestimmt
sind, auch tatsächlich benutzt werden . Diese Unter­
nehmen Werden veranlaßt, ihrer Kalkulation die im
Schema genannten festen Sätze zugrunde zu legen . Sie
bemessen ihre jeweiligen Betriebskosten somit nicht
mehr in autonomer Weise und anhand ihrer individu­
ellen Kostenlage, sondern nach gemeinsamen, einheit­
lichen Richtwerten . Dieses solidarische Vorgehen auf
dem Gebiet der Kostenberechnung hat zur Folge, daß
auch die Preispolitik der beteiligten Unternehmen har­
monisiert wird . Die vom BDS vorgelegten Kalkula­
tionsschemata sehen feste Kalkulationssätze für die
meisten Preisbestandteile einschließlich der Gewinn­
marge vor. Die übrigen Kostenelemente, die in den
Kalkulationsmustern nicht beziffert werden , (Grund­
oder Teileffektivpreis, Frachtkosten , durchlaufende
Posten) sind ihrer Natur nach vorgegeben und dem
Einfluß der Lagerhändler weitgehend entzogen . Hinzu
kommt, daß die Einstandspreise der Stahlhandelsunter­
nehmen, die den bei weitem wichtigsten Kostenfaktor
bilden , angesichts der einheitlichen Preispolitik der
Stahlerzeuger eine relativ geringe Variationsbreite auf­
weisen . Unter diesen Umständen wird der Wettbe­
werb im Lagergeschäft fast ausschließlich durch die
unterschiedlichen Rabatte getragen , welche die Han­
delsunternehmen ihren Kunden auf den Listenpreis
einräumen .

29 . Für die Einschränkung des Preiswettbewerbs
zwischen den deutschen Stahllagerhändlern ist im we­
sentlichen der BDS verantwortlich . Dieser hat die er­
wähnten Kalkulationsschemata gebilligt und seinen
Mitgliedsunternehmen zum Zweck der Benutzung
übersandt . Er ist deshalb als Urheber und Initiator der
konzertierten Preispolitik seiner Mitglieder anzusehen .
Ob die Modellkalkulationen von einzelnen Handels­
unternehmen allein oder unter aktiver Mitwirkung
von Sachverständigen des BDS erstellt oder ob sie von
den zuständigen Ausschüssen des Verbandes erarbeitet
wurden , mag dahinstehen ; eine ausschlaggebende
Bedeutung kommt dieser Frage jedenfalls nicht zu .
Unerheblich ist ferner, ob die Kalkulationsmuster Ge­

genstand einer förmlichen Beschlußfassung waren
und ob sie ausdrücklich als „Empfehlung" gekenn­
zeichnet worden sind . Wie bereits ausgeführt (siehe
oben unter Ziffer 15), fallen auch tatsächliche Verhal­
tensweisen eines Unternehmensverbandes, seiner Or­
gane, Ausschüsse oder Arbeitsgruppen unter die Ver­
botsbestimmung des Artikels 65 § 1 des Vertrages,
wenn sie geeignet sind, auf dem Gemeinsamen Markt
den normalen Wettbewerb zu verhindern, einzuschrän­
ken oder zu verfälschen .

iii) Information über die Aufstellung neuer Lager­
preislisten und deren Verbreitung

30 . Der BDS verstößt schließlich auch dadurch ge­
gen Artikel 65 § 1 , daß er seine Mitglieder über die
Aufstellung neuer Lagerpreislisten einzelner Händler,
die von seiner Vertriebsgesellschaft gedruckt werden ,
unterrichtet und diese an seine übrigen Mitglieder ver­
teilt (siehe oben I B iii).
31 . Das gewählte Informationssystem zielt darauf
ab, den Preiswettbewerb zwischen den deutschen
Stahllagerhändlern einzuschränken . Für die kartell­
rechtliche Berurteilung sind der Gegenstand und der
Zeitpunkt der Preisinformation von ausschlaggeben­
der Bedeutung. Den Verbandsmitgliedern mitgeteilt
werden die neukalkulierten Preislisten großer Handels­
unternehmen . Die Unterrichtung erfolgt, sobald die
Vertriebsgesellschaft des BDS den ihr erteilten Druck­
auftrag ausgeführt hat . Auf diese Weise erhalten die
Wettbewerber des jeweiligen Auftraggebers umgehend
Nachricht von der beabsichtigten Preisänderung, und
zwar zu einem Zeitpunkt, in dem die neuen Preisli­
sten weder den Kunden mitgeteilt noch veröffentlicht
worden sind . Die interessierten Stahllagerhändler ge­
winnen mithin sichere Kenntnis über das künftige
Marktverhalten ihrer wichtigsten Konkurrenten und
werden dadurch in die Lage versetzt, ihre eigenen
Preise sofort den neu festgesetzten Preisen der führen­
den Handelsunternehmen anzupassen . Für diejenigen
Unternehmen, welche die Initiative zu einer Preiserhö­
hung ergreifen , bietet die Teilnahme an einem sol­
chen Informationssystem — die sie durch ihr Einver­
ständnis mit der Weitergabe ihrer neuen Preislisten
erklären — gleichfalls Vorteile . Sie können erfahrungs­
gemäß damit rechnen, daß die übrigen Stahlhändler
ihrer Politik um so eher folgen werden , je früher sie
von der beabsichtigten Preisänderung Kenntnis erhal­
ten . Damit wird das Risiko, Kunden zu verlieren , we­
sentlich verringert .

32. Die Anwendung dieses Systems führt zu einer
mit Artikel 65 § 1 unvereinbaren Koordinierung des
Marktverhaltens mehrerer Unternehmen . Sie läßt an
die Stelle des mit Risiken verbundenen Preiswettbe­
werbs eine praktische Zusammenarbeit zwischen den
deutschen Stahllagerhändlern treten und schafft da­
durch Wettbewerbsbedingungen, die im Hinblick auf
die Art der angebotenen Erzeugnisse, die Bedeutung
und Anzahl der betroffenen Unternehmen sowie den
Umfang und die Besonderheiten des Lagerhandels
nicht den normalen Wettbewerbsbedingungen entspre­
chen .
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35. Der vom BDS erhobene Einwand, es stehe den
Empfängern der neuen Preislisten frei , sich der Politik
der großen Händler anzuschließen oder davon Ab­
stand zu nehmen, greift nicht durch . Für die Anwen­
dung des Artikels 65 § 1 des Vertrages genügt es,
wenn die beteiligten Unternehmen im Sinne einer ein­
heitlichen Preisgestaltung beeinflußt werden . Diese
Voraussetzung ist im vorliegenden Fall gegeben, denn
es läßt sich nicht ernsthaft bestreiten , daß durch die
Bekanntgabe des künftigen Preisgebarens der bedeu­
tendsten Unternehmen maßgebliche Orientierungsda­
ten für die Preispolitik der übrigen Stahllagerhändler
gesetzt werden . Auch ein System von „Richtpreisen"
beeinträchtigt den normalen Wettbewerb, weil es sämt­
lichen Teilnehmern die Möglichkeit gibt, mit hinrei­
chender Sicherheit vorauszusehen, welche Preispolitik
ihre Konkurrenten verfolgen werden (2).

33 . Die Mitgliedsunternehmen des BDS, die sich
am Informationsaustausch beteiligen, werden veran­
laßt, ihre Preise nicht mehr autonom entsprechend
der jeweiligen individuellen Interessenlage festzusetz­
ten, sondern bei der Preisgestaltung konzertiert vorzu­
gehen . Diejenigen Händler, welche die neuen Preisli­
sten der Branchenführer erhalten , richten sich regel­
mäßig nach ihnen . Die Branchenführer ihrerseits lei­
sten dadurch , daß sie der Verbreitung ihrer Preislisten
zustimmen, einen aktiven Beitrag zu dieser Anpas­
sung ; sie können zudem das künftige Verhalten der
Wettbewerber schon bei ihrer Entscheidung über die
Preisänderung voraussehen und berücksichtigen, um
so mehr, als sie selbst dieses Verhalten durch die vor­
zeitige Bekanntgabe ihrer Marktstrategie maßgeblich
beeinflußen .

Ein solches System verstößt gegen den Grundgedan­
ken der Wettbewerbsvorschriften des Vertrages, wo­
nach jeder Unternehmer selbständig zu bestimmen
hat, welche Politik er auf dem Gemeinsamen Markt
zu betreiben gedenkt. Dieses Selbständigkeitspostulat
beseitigt zwar nicht das Recht der Unternehmen, sich
dem festgestellten oder erwarteten Verhalten ihrer
Konkurrenten mit wachem Sinn anzupassen . Es steht
jedoch streng jeder unmittelbaren oder mittelbaren
Fühlungnahme zwischen Unternehmen entgegen, die
bezweckt oder bewirkt, entweder das Marktverhalten
eines gegenwärtigen oder potentiellen Mitbewerbers
zu beeinflussen oder einen solchen Mitbewerber über
das Marktverhalten ins Bild zu setzen , das man selbst
an den Tag zu legen entschlossen ist oder in Erwä­
gung zieht ( ! ).

34. Durch die gegenseitige Abstimmung der Ver­
kaufspreise werden die Wettbewerbsverhältnisse im
Stahllagerhandel auf dem deutschen Markt in erhebli­
chem Ausmaß verfälscht . Der BDS bietet die neukal­
kulierten Lagerpreislisten der größten Händler allen
seinen Mitgliedern an . Die Nachfrage nach diesen
Preislisten ist bedeutend ; sie reicht aus, um deren
Nachdruck durch die Vertriebsgesellschaft des BDS
auch unter kommerziellen Gesichtspunkten zu recht­
fertigen . Es kann deshalb davon ausgegangen werden,
daß ein großer Teil , wenn nicht die Mehrheit der BDS­
Mitglieder über die künftige Preispolitik der führen­
den Handelsunternehmen im voraus unterrichtet wird
und seine eigenen Preislisten daran orientiert . Das vor­
stehend beschriebene Informationssystem hat somit
zwangsläufig zur Folge, daß sich die Mitglieds­
unternehmen bei der Preisgestaltung in weitem Um­
fang von einheitlichen Maßstäben leiten lassen, die
keinerlei Beziehung zu der unterschiedlichen Kosten­
struktur der verschiedenen Beteiligten und zu den je­
weils gegebenen regionalen oder lokalen Marktbedin­
gungen aufweisen , und daß sich die Preise für Liefe­
rungen ab Händlerlager auf einem künstlichen Ni­
veau bilden . Dies gilt für sämtliche im Lagergeschäft
abgesetzten Stahlerzeugnisse .

36. Der Anwendbarkeit des Artikel 65 § 1 steht fer­
ner nicht der Umstand entgegen, daß die Stahllager­
händler sich im allgemeinen nicht an die in ihren
Preislisten vorgesehenen Abgabepreise halten, sondern
diese — je nach der Art des abgeschlossenen Ge­
schäfts — mit individuellen Rabatten kombinieren
oder sogar nur als Orientierungshilfe für die konkrete
Preisstellung benutzen . Verboten sind auch solche kol­
lektiven Praktiken , die zu einer mittelbaren Festset­
zung der Preise führen . Dieser Tatbestand ist bereits
dann erfüllt, wenn für die Preisgestaltung wesentliche
Faktoren künstlich einander angenähert werden, so
daß sich die effektiven Verkaufspreise auf einem ande­
ren als ihrem natürlichen, durch den Wettbewerb be­
stimmten Niveau bilden . Dieses künstlich geschaffene
Preisniveau muß nicht für alle Beteiligten einheitlich
sein . Eine Ausschaltung des Preiswettbewerbs setzt Ar­
tikel 65 § 1 nicht voraus ; für die Anwendung der Vor­
schrift genügt eine Einschränkung oder Verfälschung
des Wettbewerbs zwischen mehreren Unternehmen .

37. Das Verbot des Artikels 65 § 1 erfaßt nicht nur
das konzertierte Vorgehen der BDS-Mitglieder bei der
Festsetzung ihrer Verkaufspreise, sondern auch das
Verhalten des Verbandes selbst, das diese Preisabstim­
mung überhaupt erst ermöglicht . Bei der Durchfüh­
rung des Informationssystems spielt der BDS die ent­
scheidende Rolle . Er trifft selbst sämtliche Maßnah­
men, die erforderlich sind , um die neukalkulierten
Lagerpreislisten der führenden Stahlhandelsunterneh­
men möglichst schnell unter den übrigen Verbands­
mitgliedern zu verbreiten . Diese Maßnahmen umfas­
sen die Unterrichtung der Mitglieder über das Vorlie­
gen einer neuen Preisliste, die Einholung der Geneh­
migung für deren Weitergabe, die Vervielfältigung der
jeweiligen Preisliste und die Verteilung der nachge­
druckten Exemplare an die interessierten Händler.
Alle wesentlichen Impulse für eine einheitliche Preis­

(') EuGH, 16 . 12 . 1975, verbundene Rechtssachen 40 bis 48 ,
50 , 54 bis 56, 111 , 113 und 114/73 (Suiker Unie u.a . ge­
gen Kommission ), Slg . 1975, S. 1663 , 1965 .

(2 ) EuGH, 17 . 10 . 1972, Rechtssache 8 /72 (Vereniging van
Cementhandelaren gegen Kommission), Slg. 1972, S. 977,
990 .
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wirklichung der allgemeinen Vertragsziele beitrage .
Der in diesem Zusammenhang gegebene Hinweis auf
den Grundsatz der Preispublizität, welcher die ge­
samte vom Vertrag aufgestellte Rechtsordnung durch­
ziehe und daher integraler Bestandteil der normalen
Wettbewerbsbedingungen auf dem Stahlmarkt sei ,
geht schon deshalb fehl, weil es auf keinen Fall den
Handelsunternehmen oder ihren Verbänden gestattet
werden kann, durch kollektive Maßnahmen für mehr
Markttransparenz im Lagergeschäft zu sorgen und
damit den Wettbewerb einzuschränken oder zu verfäl­
schen .

Die Tatsache, daß die Kommission keine Maßnahmen
aufgrund von Artikel 63 § 2 des EGKS-Vertrags getrof­
fen hat, um die vorherige Bekanntgabe der Preislisten
der Produktionsunternehmen, die in Artikel 60 § 2
vorgesehen ist, auf die Stufe des Lagerhandels auszu­
weiten , berührt sicher nicht das Recht der Stahllager­
händler, unabhängig voneinander Preislisten aufzustel­
len und zu veröffentlichen . Die Ausübung dieses
Rechts darf jedoch nicht — auf die Gefahr hin , Arti­
kel 65 § 1 EGKS-Vertrag zu verletzen — Gegenstand,
Mittel oder Folge eines konzertierten Verhaltens der
Lagerhändler bei der Erstellung gleichförmiger Lager­
preislisten oder bei der Festsetzung des Niveaus ihrer
effektiven Abgabepreise sein . Ebenso darf die Tätig­
keit des BDS auf dem Gebiet der Preisinformation ,
damit sie innerhalb der Grenzen des Artikels 48
bleibt, nicht dazu führen, daß sie ein solches konzer­
tiertes Verhalten der Verbandsmitglieder hinsichtlich
der Preise begünstigt oder auch nur möglich macht.
Deshalb muß hinsichtlich der Anwendbarkeit des Arti­
kels 65 § 1 zwischen der individuellen Ausübung die­
ses Rechts durch die einzelnen Stahlhändler und der
Anwendung eines gemeinsamen Preisinformationssy­
stems auf Verteilerebene, so wie es durch den BDS
unter Mitwirkung seiner Mitglieder ausgeübt wird, un­
terschieden werden .

41 . Das Verhalten des BDS wird schließlich nicht
durch die Maßnahmen gerechtfertigt, welche die Kom­
mission zur Behebung der derzeitigen schwierigen
Lage auf dem Stahlmarkt der Gemeinschaft ergriffen
hat. Durch Schreiben vom 28 . Oktober 1977 sind die
Stahllagerhändler aufgefordert worden , freiwillig
eigene Preislisten , die auf den Erzeugerpreislisten auf­
bauen, zu erstellen und bei der Kommission zu hinter­
legen . Der Sinn dieser Maßnahme besteht darin , die
Handelsunternehmen zur Einhaltung der den Erzeu­
gern in regelmäßigen Zeitabständen auferlegten Min­
dest- oder empfohlenen Orientierungspreise zu bewe­
gen . Eine Aufforderung zu konzertiertem Verhalten
bei der Erstellung der Lagerpreislisten oder bei der
Festsetzung der effektiven Abgabepreise ist mit dem
genannten Schreiben der Kommission nicht verbun­
den . Die Entscheidung Nr. 3002/77/EGKS der Kom­
mission vom 28 . Dezember 1977 (') verpflichtet die
Stahllagerhändler der Gemeinschaft, beim Verkauf

politik der deutschen Stahllagerhändler gehen somit
vom BDS aus . Die Aktivitäten des BDS auf dem Ge­
biet der Preisinformation überschreiten daher bei wei­
tem die Grenzen der nach Artikel 48 Absatz 1 Satz 3
des Vertrages erlaubten Verbandstätigkeit . Sie stellen
sich in Wahrheit als Praktiken dar, die darauf abzie­
len, den Wettbewerb im Gemeinsamen Markt einzu­
schränken oder zu verfälschen . Derartige Verhaltens­
weisen eines Unternehmensverbandes, mögen sie
auch nur tatsächlicher Natur sein , fallen unter das Kar­
tellverbot (siehe oben unter Ziffer 15).

38 . Der BDS kann sich insoweit auch nicht darauf
berufen , daß Nachdruck und Verbreitung der neuen
Lagerpreislisten von seiner Vertriebsgesellschaft vorge­
nommen werden und ihrem Wesen nach kommer­
zielle Tätigkeiten darstellen . Die BDS-Vertriebsgesell­
schaft ist eine rechtlich verselbständigte Unterneh­
mensorganisation des Verbandes und wird von diesem
kontrolliert. Wettbewerbsbeschränkende Verhaltens­
weisen seiner Vertriebsgesellschaft muß sich der BDS
daher voll zurechnen lassen . Der weitere Umstand,
daß die Vertriebsgesellschaft des BDS die von ihr
nachgedruckten Preislisten der großen Handelsunter­
nehmen an die übrigen Verbandsmitglieder verkauft,
um Gewinne zu erzielen , ist für die kartellrechtliche
Würdigung ebenfalls ohne Bedeutung. Zwar steht es
den Unternehmensverbänden nach Artikel 48 Absatz
1 Satz 3 des Vertrages frei , kommerzielle Tätigkeiten
auszuüben . Auch solche Tätigkeiten müssen sich je­
doch im Rahmen der Vertragsvorschriften halten . Im
Hinblick auf Artikel 65 bedeutet dies, daß sie wett­
bewerbsneutral zu sein haben . Die Aktivitäten der
BDS-Vertriebsgesellschaft verletzen dieses Gebot.

39 . Damit ein Preisinformationssystem hinsichtlich
der Wettbewerbsverhältnisse neutral bleibt und nicht
zu der Annahme veranlaßt, daß es sich um ein konzer­
tiertes Verhalten handeln könnte, muß es zum minde­
sten vermeiden, daß einem daran teilnehmenden Un­
ternehmen die Möglichkeit gegeben wird, das Wett­
bewerbsverhalten der übrigen Teilnehmer zu identifi­
zieren . Wenn ein Unternehmensverband seine Mitglie­
der auf diesem Gebiet informieren will , so muß er
sich grundsätzlich darauf beschränken, allgemeine
Preistendenzen auf den verschiedenen Produktmärk­
ten während einer Bezugsperiode aufzuzeigen, ohne
daß irgendein Hinweis auf die vorhandene oder beab­
sichtigte Preispolitik bestimmter Unternehmen gege­
ben wird . In seiner jetzigen Form, die sich auf die Ver­
breitung individueller Preislisten unter seinen Mitglie­
dern stützt, genügt das Informationssystem des BDS
dieser Anforderung nicht und ist somit geeignet, die
Folgen, die Artikel 65 des Vertrages unterbinden will ,
zu zeitigen .

40 . Der BDS kann sich zu seiner Entlastung nicht
darauf berufen , daß das von ihm geschaffene und seit
1970 praktizierte Informationssystem die Markttrans­
parenz im Lagergeschäft erhöhe und damit zur Ver­

(') ABl . Nr. L 352 vom 31 . 12 . 1977, S. 8 . zuletzt geändert
durch Entscheidung Nr. 3071 /78/EGKS (ABl . Nr. L 366
vom 28 . 12. 1978 , S. 20).
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fend gegen Artikel 65 § 1 EGKS-Vertrag verstoßen
hat :

a) von 1970 bis 1972, indem er einheitliche Netto­
lagervollpreislisten für Walzstahlerzeugnisse erstellt
und an seine Mitgliedsunternehmen verteilt hat,

b) seit 1973 bis heute, indem er Kalkulationssche­
mata, die die einzelnen Berechnungsfaktoren mit
konkreten Wertangaben verbinden, ausgearbeitet
und an interessierte Mitglieder versandt hat sowie
seine Mitglieder über die Aufstellung neuer Lager­
verkaufspreislisten durch einzelne Händler unter­
richtet und diese unter den übrigen Mitgliedern ver­
breitet hat.

Artikel 2

Der betroffene Unternehmensverband wird verpflich­
tet, die in Artikel 1 unter b) festgestellten Zuwider­
handlungen unverzüglich abzustellen .

von Betonstahl, Stabstahl und Warmbreitband Preise
anzuwenden, welche die Listenpreise der Erzeuger der
Gemeinschaft nicht unterschreiten . Auch diese Ent­
scheidung läßt die Freiheit der betroffenen Händler
zur autonomen Festsetzung ihrer Verkaufspreise für
Lieferungen ab Handelslager im übrigen unberührt .

42. Aus den vorstehenden Ausführungen folgt, daß
der BDS von 1970 an fortlaufend gegen das Verbot
des Artikels 65 § 1 verstoßen hat. Die Zuwiderhand­
lung bestand während der Jahre 1970 bis 1972 in der
Erstellung einheitlicher Nettolagervollpreislisten und
deren Bekanntgabe an die Mitgliedsunternehmen. Sie
bestand während der anschließenden Jahre darin , daß
der BDS detaillierte, mit bestimmten Kostenansätzen
ausgestattete Kalkulationsschemata an alle seine Mit­
glieder versandte und darüber hinaus die neugedruck­
ten , noch nicht in Kraft gesetzten Preislisten der füh­
renden Stahllagerhändler unter den übrigen Verbands­
mitgliedern verbreitete . Durch den Ubergang vom Sy­
stem einheitlicher Nettolagervollpreislisten zum Sy­
stem einheitlicher Kalkulationsschemata und konkre­
ter Preisinformation änderte sich zwar die äußere
Form, nicht aber der Gegenstand und erst recht nicht
die Zielsetzung der vom BDS betriebenen Politik . Das
Verhalten des BDS war vielmehr während des gesam­
ten Zeitraums seit Anfang 1970 darauf angelegt, den
Preiswettbewerb zwischen den deutschen Stahllager­
händlern einzuschränken und zu verfälschen .

43 . Um bei den Beteiligten und interessierten Drit­
ten Klarheit über die rechtliche Beurteilung der in die­
sem Verfahren behandelten Verhaltensweisen herbei­
zuführen, ist es angezeigt, die Zuwiderhandlungen des
BDS förmlich festzustellen . Der betroffene Unterneh­
mensverband ist ferner zu verpflichten , diese Verstöße,
soweit sie noch nicht beendet sind, unverzüglich abzu­
stellen . Um die Durchsetzung dieser Entscheidung zu
erleichtern , ist es schließlich angebracht, dem BDS
aufzuerlegen , ihren Wortlaut allen seinen Mitgliedern
zur Kenntnis zu bringen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Es wird festgestellt, daß der Unternehmensverband
Bundesverband Deutscher Stahlhandel e . V. fortlau­

Artikel 3

Der betroffene Unternehmensverband wird verpflich­
tet, den vollen Wortlaut dieser Entscheidung allen sei­
nen Mitgliedern zur Kenntnis zu bringen.

Artikel 4

Diese Entscheidung ist an den Unternehmensverband
Bundesverband Deutscher Stahlhandel e. V., Graf­
Adolf-Platz 12, D-4000 Düsseldorf, gerichtet.

Brüssel , den 8 . Februar 1980

Für die Kommission

Raymond VOUEL

Mitglied der Kommission
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 1162/79 des Rates vom 12. Juni 1979 zur zeitweili­
gen Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für einige indu­

strielle Waren

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 147 vom 15. Juni 1979)

Tabelle II, Seite 6 und Seite 16

anstatt :

„ex 28.48 B III

und

ex 39.02 C XIV a)

muß es heißen :

„ex 28.48 B III

und

ex 39.02 C XIV a)

Dialuminium-hexamagnesium-carbonat-decahydroxid-tet­
rahydrat

Poly(1-äthyläthylen) in Formen im Sinne der Vorschrift
3b zu Kapitel 39

Dialuminium-hexamagnesium-carbonat-hexadecahydroxid­
tetrahydrat

Poly(1 -äthyläthylen) (Polybuten-1 ) in Formen im Sinne
der Vorschrift 3b zu Kapitel 39

0

0"

0

0".

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 2797/79 des Rates vom 10 . Dezember 1979 zur
Festsetzung von Richtplafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwa­

chung der Einfuhren bestimmter Waren mit Ursprung in Finnland (1980)

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 330 vom 27. Dezember 1979)

Seite 8 Anhang I :

Die die Tarifnummer 48.07 betreffenden Angaben erhalten folgende Fassung :

„48.07 Papier und Pappe, gestrichen, überzogen, getränkt oder
auf der Oberfläche gefärbt (marmoriert, gemustert oder
dergleichen) oder bedruckt (andere als solche des Kapi­
tels 49), in Rollen oder Bogen :
D. andere :

— gestrichene Druck- und Schreibpapiere

C. aus gebleichtem Halbstoff, mit Kaolin gestrichen oder
überzogen oder mit Kunststoffen gestrichen oder ge­
tränkt, mit einem Quadratmetergewicht von 160 g
oder mehr

D. andere :

— andere, ausgenommen gestrichene Druck- und
Schreibpapiere \

52 964

210 252

I SF 11

1 SF 12

48.07-57, 58 , 59

48.07-41 , 45

48.07-55, 56, 64, 67,
71 , 73 , 75, 77, 85, 91 ,
97, 99"
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Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 2799/79 des Rates vom 10. Dezember 1979 zur
Festsetzung von Richtplafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwa­

chung der Einfuhren bestimmter Waren mit Ursprung in Schweden (1980)

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 330 vom 27. Dezember 1979)

Seite 17 Anhang I :

Die die Tarifnummer 48.07 betreffenden Angaben erhalten folgende Fassung :
„48.07

I S 10

Papier und Pappe, gestrichen, überzogen, getränkt oder
auf der Oberfläche gefärbt (marmoriert, gemustert oder
dergleichen) oder bedruckt (andere als solche des Kapi­
tels 49), in Rollen oder Bogen :
D. andere :

— gestrichene Druck- und Schreibpapiere

C. aus gebleichtem Halbstoff, mit Kaolin gestrichen oder
überzogen oder mit Kunststoffen gestrichen oder ge­
tränkt, mit einem Quadratmetergewicht von 160 g
oder mehr

D. andere :

— andere, ausgenommen gestrichene Druck- und
Schreibpapiere

48.07-57, 58 , 59

48.07-41 , 45

47 302

129 156I S 11

48.07-55, 56, 64, 67,
71 , 73 , 75, 77, 85, 91 ,
97, 99"

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 3017/79 des Rates vom 20. Dezember 1979 über
den Schutz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen

Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 339 vom 31. Dezember 1979)

Seite 3 Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b) Ziffer i)

anstatt : »... repräsentativer Preis sein muß
muß es heißen : „. . . repräsentativer Preis sein sollte

Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 2999/79 des Rates vom 20. Dezember 1979 zur
Änderung der Zollsätze für bestimmte Agrarerzeugnisse, zur Änderung der Verordnung
(EWG) Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zolltarif und der Verordnung (EWG) Nr. 516/77
über die gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und

Gemüse

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 341 vom 31. Dezember 1979)

Seite 17 Tarifstelle 20.06 B. I. :

Der folgende Text wird eingefügt :
Bc) Weintrauben :

1 . mit einem Zuckergehalt von mehr als 13 Gewichtshundertteilen 9 13".
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Berichtigung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1977 betreffend die Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Kaffee-Extrakte und Zichorien-Extrakte

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 vom 12. Juli 1977)

Seite 21 Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 muß wie folgt lauten :

„( 1 ) Auf den Verpackungen, Behältnissen oder Etiketten der im Anhang genannten Erzeugnisse
müssen nur die nachstehend aufgeführten Angaben angebracht werden ; diese Angaben müssen
gut sichtbar, deutlich lesbar und unverwischbar sein".



EURONORMEN

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften (EGKS) hat weitere EUJIONORMEN in deutscher , englischer , franzö­
sischer, italienischer und niederländischer Sprache veröffentlicht. Die in englischer Sprache verfügbaren EURONORMEN
sind mit einem (*) gekennzeichnet . Die angegebenen Preise gelten ab 1 . Juli 1976 .

Preis
in DM

*) EURONORM 21-78 Allgemeine technische Lieferbedingungen für Stahl und Stahlerzeugnisse — 2 . Ausgabe . . 6,40
*) EURONORM 56-77 Warmgewalzter gleichschenkliger rundkantiger Winkelstahl — 2 . Ausgabe 3,40
*) EURONORM 57-78 Warmgewalzter ungleichschenkliger rundkantiger Winkelstahl — 2 . Ausgabe 3,20
*) EURONORM 58-78 Warmgewalzter Flachstahl für allgemeine Verwendung — 2. Ausgabe 3,20
*) EURONORM 59-78 Warmgewalzter Vierkantstahl für allgemeine Verwendung — 2 . Ausgabe 3,20
*) EURONORM 60-77 Warmgewalzter Rundstahl für allgemeine Verwendung — 2. Ausgabe 3,40
*) EURONORM 67-78 Warmgewalzter Wulstflachstahl — 2. Ausgabe 3,20
*) EURONORM 75-78 Chemische Analyse von Eisen- und Stahlwerkstoffen — Molybdänbestimmung in Stahl und

Roheisen — Photömetrisches Verfahren — 3,20
*) EURONORM 124-77 Untersuchung von Härteprüfgeräten nach Vickers 3,20
*) EURONORM 125-77 Untersuchung von Härteprüfgeräten nach Brinell 3,40
*) EURONORM 126-77 Nicht schlußgeglühtes Elektroband für magnetische Kreise 6,40
*) EURONORM 127-77 Kalibrierung von Härtevergleichsplatten für die Untersuchung von Härteprüfgeräten nach

Vickers 3,20
*) EURONORM 128-77 Kalibrierung von Härtevergleichsplatten für die Untersuchung von Härteprüfgeräten nach

Brinell 3,20
*) EURONORM 134-78 Chemische Analyse der Werkstoffe in der Eisen- und Stahlindustrie — Ermittlung des

Aluminiumgehalts in unlegierten Stählen — Verfahren durch Atom-Absorptions-Spektral­
photometrie 3,20

*) EURONORM 145-78 Weißblech und Feinstblech in Tafeln — Sorten , Maße und zulässige Abweichungen . . . 10,20

Nachstehend ist die Liste aller bisher erschienenen EURONORMEN aufgeführt :

(*) Mitteilung Nr. 1 Analysenkontrollproben für die chemischen Analysen der Eisen- und Stahlerzeugnisse,
2 . Auflage ( 1974) . 8,10

EURONORM 1-55 Roheisen und Ferrolegierungen 7,40
EURONORM 2-57 Zugversuch an Stahl 4,80
EURONORM 3-55 Härteprüfung nach Brinell für Stahl 3,40
EURONORM 4-55 Härteprüfung nach Rockwell B und C 3,40
EURONORM 5-55 Härteprüfung nach Vickers für Stahl 3,40
EURONORM 6-55 Faltversuch für Stahl 3,40
EURONORM 7-55 Kerbschlagbiegeversuch nach Charpy 3,40
EURONORM 8-55 Vergleichszahlen für Härtewerte und Zugfestigkeit bei Stahl 3,40
EURONORM 9-55 Vergleichszahlen für Bruchdehnungswerte bei Stahl 3,40
EURONORM 11-55 Zugversuch jan Stahlblechen und -bändern mit einer Dicke von 0,5 bis 3 mm aus­

schließlich 4,10
EURONORM 12-55 Faltversuch an Stahlblechen und -bändern mit einer Dicke unter 3 mm 3,40
EURONORM 13-55 Hin- und Herbiegeversuch an Stahlblechen und -bändern mit einer Dicke unter 3 mm . 3,40
EURONORM 14-67 Einbeulversuch mit fest eingespannter Probe 3,40
EURONORM 15-70 Walzdraht aus üblichen unlegierten Stählen zum Ziehen — Prüfung der Oberfläche . . 3,40
EURONORM 16-70 Walzdraht aus üblichen unlegierten Stählen zum Ziehen — Sorteneinteilung und Güte­

vorschriften 4,10
EURONORM 17-70 Walzdraht aus üblichen unlegierten Stählen zum Ziehen — Maße und zulässige Ab­

weichungen 8,80
EURONORM 18-57 Entnahme von Probestücken — Vorbereitung von Proben 3,40
EURONORM 19-57 IPE-Träger — I-Träger mit parallelen Flanschflächen 3,40

(*) EURONORM 20-74 Begriffsbestimmung und Einteilung der Stahlsorten , 2 . Auflage 4,80
EURONORM 21-62 Allgemeine technische Lieferbedingungen für Stahlerzeugnisse 3,40
EURONORM 22-70 Ermittlung und Nachweis der Streckgrenze von Stahl bei höherer Temperatur 4,10
EURONORM 23-71 Prüfung der Härtbarkeit von Stahl mit dem Stirnabschreckversuch (Jominy-Versuch) . . 7,40
EURONORM 24-62 Schmale I-Träger, U-Stahl — Zulässige Abweichungen 3,40
EURONORM 25-72 Allgemeine Baustähle — Gütevorschriften 10,20

(*) EURONORM 27-74 Kurzbenennung von Stählen , 3 . Auflage 6,80
EURONORM 28-69 Stahlblech und Stahlband aus unlegierten Stählen für Druckbehälter — Gütevorschriften 6,80
EURONORM 29-69 Warmgewalztes Stahlblech von 3 mm Dicke an — Zulässige Maß-, Gewichts- und Form­

abweichungen 4,80
EURONORM 30-69 Halbzeug zum Schmieden aus allgemeinen Baustählen — Gütevorschriften 5,40
EURONORM 31-69 Halbzeug zum Freiformschmieden — Zulässige Maß-, Form- und Gewichtsabweichungen 3,40



EURONORM 33-70 Blech und Breitband unter 3 mm Dicke aus weichen unlegierten Stählen für Kaltum­
formung — Zulässige Maß- und Formabweichungen 4,10

EURONORM 34-62 Warmgewalzte breite I-Träger (I-Breitflanschträger) mit parallelen Flanschflächen — Zu­
lässige Abweichungen 3,40

EURONORM 36-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Gesamtkohlen­
stoffgehalts von Stahl und Roheisen — Gewichtsanalytische Ermittlung nach Verbrennung
im Sauerstoffstrom . 3,40

EURONORM 37-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Gesamtkohlen­
stoffgehalts von Stahl und Roheisen — Gasvolumetrische Ermittlung nach Verbrennung
im Sauerstoffstrom 4,10

EURONORM 38-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Temperkohle­
und Graphitgehalts von Stahl und Roheisen — Gewichtsanalytische und gasvolumetrische
Ermittlung nach Verbrennung im Sauerstoffstrom 3,40

EURONORM 40-62 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Gesamtsilizium­
gehalts von Stahl und Roheisen — Gewichtsanalytisches Verfahren 3,40

EURONORM 41-65 Chemische Analyse von Eisen und Stahl — Ermittlung des Phosphorgehalts von Stahl und
Roheisen — Alkalimetrisches Verfahren 3,40

EURONORM 42-66 Chemische Analyse von Eisen und Stahl — Ermittlung des Schwefelgehalts von Stahl und
Roheisen — Maßanalytisches Verfahren nach Verbrennung im Sauerstoffstrom .... 4,10

EURONORM 43-72 Blech und Band aus legierten Stählen für Druckbehälter — Gütevorschriften 6,10
EURONORM 44-63 Warmgewalzte mittelbreite I-Träger — IPE-Reihe — Zulässige Abweichungen 3,40
EURONORM 45-63 Kerbschlagbiegeversuch an einer beidseitig aufliegenden Spitzkerbprobe 3,40
EURONORM 46-68 Warmband aus weichen unlegierten Stählen — Gütevorschriften — Allgemeine Vorschriften 6,10
EURONORM 48-65 Warmband aus unlegierten Stählen — Zulässige Maß-, Form- und Gewichtsabweichungen 3,40
EURONORM 49-72 Rauheitsmessungen an kaltgewalztem Flachzeug aus Stahl ohne Überzug 3,40
EURONORM 50-72 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Stickstoffgehalts von Stahl

— Photometrisches Verfahren 4,80
EURONORM 51-70 Warmbreitband von 600 mm Breite an aus unlegierten Stählen — Zulässige Maß-, Form­

und Gewichtsabweichungen 3,40
EURONORM 52-67 Fachausdrücke der Wärmebehandlung 45,30
EURONORM 53-62 Warmgewalzte breite I-Träger ( I-Breitflanschträger) mit parallelen Flanschflächen . . . . 3,40
EURONORM 54-63 Warmgewalzter kleiner U-Stahl 3,40
EURONORM 55-63 Warmgewalzter gleichschenkliger rundkantiger T-Stahl 3,40
EURONORM 56-65 Warmgewalzter gleichschenkliger rundkantiger Winkelstahl 3,40
EURONORM 57-65 Warmgewalzter ungleichschenkliger rundkantiger Winkelstahl 3,40
EURONORM 58-64 Warmgewalzter Flachstahl für allgemeine Verwendung 3,40
EURONORM 59-64 Warmgewalzter Vierkantstahl für allgemeine Verwendung 3,40
EURONORM 60-65 Warmgewalzter Rundstahl für allgemeine Verwendung 3,40
EURONORM 61-71 Warmgewalzter Sechskantstahl 3,40
EURONORM 65-67 Warmgewalzter Rundstahl für Schrauben und Niete 3,40
EURONORM 66-67 Warmgewalzter Halbrundstahl und Flachhalbrundstahl 3,40
EURONORM 67-69 Warmgewalzter Wulstflachstahl 3,40
EURONORM 70-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Mangangehalts von Stahl

und Roheisen — Photometrisches Verfahren 3,40
EURONORM 71-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Mangangehalts von

Stahl und Roheisen — Elektrometrisches Verfahren 3,40
EURONORM 72-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Aluminiumgehalts von

Stahl — Gewichtsanalytisches Verfahren 3,40
EURONORM 74-72 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Kupfergehalts von Stahl

und Roheisen — Photometrisches Verfahren 3,40
EURONORM 76-66 Chemische Analyse von Eisen und Stahl — Ermittlung des Siliziumgehalts von Stahl

und Roheisen — Spektralphotometrisches Verfahren 3,40
EURONORM 77-63 Feinstblech und Weißblech in Tafeln — Gütevorschriften 5,40
EURONORM 78-63 Feinstblech und Weißblech in Tafeln — Zulässige Maßabweichungen 3,40
EURONORM 79-69 Benennung und Einteilung von Stahlerzeugnissen nach Formen und Abmessungen . . . 4,80
EURONORM 80-69 Betonstahl für nicht vorgespannte Bewehrung — Gütevorschriften 6,10
EURONORM 81-69 Warmgewalzter glatter runder Betonstahl — Maße, Gewichte, zulässige Abweichungen . 3,40
EURONORM 83-70 Vergütungsstähle — Gütevorschriften 14,80
EURONORM 84-70 Einsatzstähle — Gütevorschriften 12,00
EURONORM 85-70 Nitrierstähle — Gütevorschriften 5,40
EURONORM 86-70 Stähle für Flamm- und Induktionshärtung — Gütevorschriften 9,50
EURONORM 87-70 Automatenstähle — Gütevorschriften (Blatt 1 bis Blatt 4) 12,00
EURONORM 88-71 Nichtrostende Stähle — Gütevorschriften 10,20
EURONORM 89-71 Legierte Stähle für warmgeformte vergütbare Federn — Gütevorschriften 6,10



EURONORM 90-71 Stähle für Auslaßventile von Verbrennungskraftmaschinen — Gütevorschriften 4,80
EURONORM 91-70 Warmgewalzter Breitflachstahl — Zulässige Maß-, Form- und Gewichtsabweichungen . . 3,40

(*) EURONORM 92-75 Warmgewalzter Flachstahl für Blattfedern 3,40
EURONORM 93-71 Warmgewalzter Rund-, Vierkant-, Flach- und Sechskantstahl — Zulässige Abweichungen 3,40
EURONORM 94-73 Wälzlagerstähle —Gütevorschriften 3,40
EURONORM 98-71 Chemische Analyse von Roheisen und Stahl — Ermittlung des Mangangehalts von

Ferromangan — Elektrometrisches Verfahren . 3,40
EURONORM 100-72 Chemische Analyse der Eisen- und Stahlwerkstoffe — Ermittlung des Chromgehalts in

Stahl und Roheisen — Photometrisches Verfahren 3,40
EURONORM 103-71 Mikroskopische Ermittlung der Ferrit- oder Austenitkorngröße von Stählen 17,60
EURONORM 104-70 Ermittlung der Entkohlungstiefe von unlegierten und niedrig legierten Baustählen . . . 3,40
EURONORM 105-71 Ermittlung der Einsatzhärtungstiefe 3,40
EURONORM 106-71 Kalt- und warmgewalztes nichtkornorientiertes Elektroblech und -band— Gütevorschriften 9,50

(*) EURONORM 107-75 Kornorientiertes Elektroblech und -band 13,30
EURONORM 108-72 Runder Walzdraht aus Stahl für kaltgeformte Schrauben — Maße und zulässige Ab­

weichungen 3,40
EURONORM 109-72 Vereinbarte Härteprüfverfahren nach Rockwell HRN und HRT — Rockwell-Härteprüf­

verfahren HRB' und HR 30 T für dünne Erzeugnisse 6,10
(*) EURONORM 111-77 Kontinuierlich warmgewalztes Blech und Band ohne Überzug aus weichen unlegierten

Stählen für Kaltumformung — Gütevorschriften 3,20
EURONORM 113-72 Schweißbare Feinkornbaustähle (Blatt 1 bis Blatt 3) 12,00
EURONORM 114-72 Ermittlung der Beständigkeit nichtrostender austenitischer Stähle gegen interkristalline

Korrosion — Korrosionsversuch in Schwefelsäure-Kupfersulfatlösung (Prüfung nach
Monypenny-Strauss) 3,40

EURONORM 116-72 Ermittlung der Einhärtungstiefe oberflächengehärteter Teile 3,40
(*) EURONORM 117-75 Kalibrierung von Härtevergleichsplatten für die Untersuchung von Härteprüfgeräten nach

Rockwell (Verfahren B, C, N und T) 10,10
(*) EURONORM 118-75 Verfahren zur Ermittlung der magnetischen Eigenschaften von Elektroblech und -band

in 25-cm-Epsteinrahmen 9,50
EURONORM 119-74 Kaltstauch- und Kaltfließpreßstähle (Blatt 1 bis Blatt 5) — Gütevorschriften 24,00
EURONORM 120-72 Blech und Band aus Stahl für geschweißte Gasflaschen 3,40
EURONORM 121-72 Ermittlung der Beständigkeit nichtrostender austenitischer Stähle gegen interkristallinen

Angriff — Korrosionsversuch in Salpetersäure durch Messung des Massenverlustes
(Prüfung nach Huey) 3,40

(*) EURONORM 122-75 Untersuchung von Härteprüfgeräten mit Eindringtiefen-Meßeinrichtung (Härteprüfung
nach Rockwell , Verfahren B, C, N und T) 10,10

(*) EURONORM 123-75 Versuche bei hoher Temperatur — Zeitstandversuch an Stahl 6,80
(*) EURONORM 129-76 Blech und Band aus nickellegierten Stählen für die Verwendung bei tiefen Temperaturen

— Gütevorschriften 10,10
(*) EURONORM 130-77 Kaltgewalztes Flachzeug ohne Überzug aus weichen unlegierten Stählen für Kaltumfor­

mung — Gütevorschriften 3,40
(*) EURONORM 131-77 Kaltgewalztes Flachzeug ohne Überzug aus weichen unlegierten Stählen für Kaltumfor­

mung — Zulässige Maß- und Formabweichungen 3,40

Ihr Bezug ist für Abnehmer in den Mitgliedsländern durch die nationalen Normungsinstitute möglich, und zwar :

Beuth-Verlag GmbH
Burggrafenstraße 4-10, 1 Berlin 30
Institut belge de normalisation — IBN —
29, avenue de la Brabançonne, 1040 Bruxelles
Dansk Standardiseringsråd
Aurehøjvej 12, DK-2900 Hellerup
Association française de normalisation — AFNOR
Tour Europe, Cedex 7, 92 080 Paris

in der Bundesrepublik Deutschland :

in Belgien und Luxemburg :

in Dänemark :

in Frankreich :

in Irland :

in Italien :

in den Niederlanden :

im Vereinigten Königreich :

Institute for Industrial Research and Standard
Ballymun Road, Dublin 9
Ente Nazionale Italiano di Unificazione — UNI -
Piazza A. Diaz, 2, Milano
Nederlands Normalisatie-Instituut — NNI —
Polakweg 5 , Rijswijk (ZH)
British Standards Institution (BSI), 2 Park Street,
London W1A 2BS

Bezieher aus dritten Ländern werden gebeten, sich an das „Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften", Postfach 1003, Luxemburg 1 , zu wenden.
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